
Gemeinde Bergkirchen 
Landkreis Dachau 
 

 

 

 
Niederschrift über die öffentliche und teilweise nicht öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates Nr. 2026/GR/005 
 
am 12.05.2026 im Sitzungssaal, im Rathaus der Gemeinde Bergkirchen 
 

Öffentlicher Teil 
 

 
Die Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen. 
 
Anwesend waren: 

Wagner, Dagmar   Erste Bürgermeisterin  

Beittel, Karin     

Burgmair, Martin     

Doll, Martin     

Fritz, Bernhard     

Glas, Vitalis     

Göttler, Roswitha     

Groß, MdL, Johann     

Haas, Stefan     

Heitmeier, Franz     

Hörmann, Johann     

Hörmann, Thomas     

Kraut, Andreas     

Märkl, Maximilian     

Müller, Gerd     

Oßwald, Erich     

Past, Tobias     

Stippl, Maximilian, Dr.     

Stremplat, Emma     

von Hundt zu Lautterbach, Georg Graf, Dr.     

Westenrieder, Tobias     
 
 
Nichtanwesend waren: 
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Weitere Anwesende: 
 
Zuhörer: 19 
Presse:   1 
 
Verwaltung: Frau Fischer, Hauptamt 

Herr Weigl, Kämmerer 
Frau Lindermüller, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Frau Schmid, Vorzimmer der Ersten Bürgermeisterin 
Herr Buchberger, IT 
Frau Egger, Kasse 
Frau Fink, Bürgerbüro 
Frau Haas, Bürgerbüro 

 
 
 
Gegen die vorgeschlagene Tagesordnung gibt es keine Einwände. 
Die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates ist gegeben und wurde festgestellt. 
 
 
Vorsitz: 
 
 

Dagmar Wagner 
 
 

Schriftführerin: 
 
 

Ramona Probst 
 

 
 
Beginn: 19:00 Uhr 
 

 

TAGESORDNUNG 
 

Öffentlicher Teil 

1. Vereidigung der Ersten Bürgermeisterin  
   
2. Vereidigung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder  
   
3. Weitere Bürgermeister/innen und weitere Stellvertreter/innen  
   
3.1. Beschlussfassung über die Zahl der weiteren Bürgermeister/innen  
   
3.2. Wahl der Zweiten Bürgermeisterin/des Zweiten Bürgermeisters  
   
3.3. Vereidigung der Zweiten Bürgermeisterin/des Zweiten Bürgermeisters  
   
3.4. Wahl der Dritten Bürgermeisterin/des Dritten Bürgermeisters  
   
3.5. Vereidigung der Dritten Bürgermeisterin/des Dritten Bürgermeisters  
   
3.6. Festlegung der weiteren Stellvertretung  
   
4. Bildung von Ausschüssen  
   
5. Bildung von Referaten  
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6. Erlass der Geschäftsordnung (GeschO)  
   
7. Entschädigung der Gemeinderatsmitglieder, Referenten und Beauftragten  
   
8. Erlass einer Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungs-

rechts  
   
9. Besetzung von Ausschüssen  
   
9.1. Jugend-, Sozial- und Kulturausschuss  
   
9.2. Umwelt- und Verkehrsausschuss  
   
9.3. Energie- und Wirtschaftsausschuss  
   
9.4. Bauausschuss  
   
9.5. Rechnungsprüfungsausschuss  
   
10. Besetzung von Referaten  
   
10.1. Jugendreferent/in  
   
10.2. Kulturreferent/in  
   
10.3. Vereinsreferent  
   
11. Bestellung und Vertretung der Mitglieder bei juristischen Personen und Organisationen  
   
11.1. Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Wasserversorgungsgruppe Oberba-

chern  
   
11.2. Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Wasserversorgungsgruppe Sulze-

moos-Arnbach  
   
11.3. Bestellung und Vertretung der Mitglieder bei juristischen Personen und Organisationen  
   
11.4. Bürgerstiftung Bergkirchen  
   
11.5. Verwaltungsrat EWG Kommunalunternehmen  
   
11.6. Behinderten- und Seniorenbeauftragter  
   
12. Bestellung der Ersten Bürgermeisterin zur Standesbeamtin  
   
13. Festlegung der Sitzungstermine für 2026  
   
14. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) vom 21. 

April 2026  
   
15. Information der Ersten Bürgermeisterin und Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates  
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Sitzungsgegenstände: 
 
 

Öffentlicher Teil 
 
 

1. Vereidigung der Ersten Bürgermeisterin 
 
Sachverhalt: 
 
Den Diensteid der neu gewählten Ersten Bürgermeisterin Dagmar Wagner nimmt zu Beginn der 
konstituierenden Sitzung das lebensälteste anwesende Gemeinderatsmitglied, Johann Groß, 
mit folgenden Worten ab: 
 
Die Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner begibt sich mit dem Mitglied des Gemeinderates 
Johann Groß in die Mitte des Sitzungssaales. 
 
Der Diensteid wird nach Art. 27 KWBG (Kommunale-Wahlbeamten-Gesetz) abgenommen. 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner leistet mit folgendem Wortlaut den Diensteid:  
 
„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung 
des Freistaates Bayern, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte Erfüllung meiner Amts-
pflichten, so wahr mir Gott helfe.“ 
 
Somit ist die Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner vereidigt. Die Erklärung des Diensteids 
wurde unterzeichnet.  
  
 

2. Vereidigung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder 
 
Sachverhalt: 
 
Nach der Vereidigung der Ersten Bürgermeisterin wird in der konstituierenden Sitzung der 
Wahlzeit vom 01.05.2026 bis 30.04.2032 die Vereidigung der neuen Mitglieder des Gemeinde-
rates durchgeführt. Hierzu begrüßte die Vorsitzende die Gemeinderatsmitglieder, insbesondere 
die zehn neuen Kolleginnen und Kollegen und gratulierte allen recht herzlich zu Ihrer Wahl.  
 
Die Vorsitzende wies auf die Bedeutung des Eides nach Art. 31 Abs. 4 GO (Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern) hin und gab bekannt, dass der Eid auch ohne die Worte „so wahr mir 
Gott helfe“ geleistet werden kann. Erklärt ein Gemeinderatsmitglied, dass es aus Glaubens- 
oder Gewissensgründen keinen Eid leisten könne, so hat es an Stelle der Worte „ich schwöre“ 
die Worte „ich gelobe“ zu sprechen. 
 
Die Vorsitzende bat die neu gewählten Gemeinderatsmitglieder einzeln 
 

 Karin Beittel 
 Martin Doll 
 Thomas Hörmann 
 Andreas Kraut 
 Maximilian Märkl 
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 Gerd Müller 
 Tobias Past 
 Dr. Maximilian Stippl 
 Emma Stremplat 
 Tobias Westenrieder 

 
sich in der Mitte des Sitzungssaales zu versammeln. Die Anwesenden werden gebeten sich zu 
erheben. 
 
Die Vorsitzende hat nun die Vereidigung mit folgenden Worten durchgeführt: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, bitte heben sie die rechte Hand und sprechen sie mir nach: 
  
„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung 
des Freistaates Bayern. Ich schwöre den Gesetzen gehorsam zu sein und meine Amtspflichten 
gewissenhaft zu erfüllen. Ich schwöre, die Rechte der Selbstverwaltung zu wahren und ihren 
Pflichten nachzukommen, so wahr mir Gott helfe.“ 
 
Somit sind die neu gewählten Gemeinderatsmitglieder vereidigt. Die neuen Gemeinderatsmit-
glieder haben mit Unterzeichnung der Vereidigungserklärung diese vollzogen.  
 
Anschließend erfolgt eine Vorstellungsrunde aller 20 Gemeinderatsmitglieder. 
  
 

3. Weitere Bürgermeister/innen und weitere Stellvertreter/innen 
 

3.1. Beschlussfassung über die Zahl der weiteren Bürgermeister/innen 
 
Sachverhalt: 
 
Nach Art. 35 Abs. 1 GO (Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern) wählt der Gemeinderat 
aus seiner Mitte für die Dauer der Wahlzeit eine oder zwei weitere Bürgermeisterinnen oder 
Bürgermeister. Weitere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind Ehrenbeamte. Die Wahl 
einer weiteren Bürgermeisterin oder eines weiteren Bürgermeisters (Zweite Bürgermeiste-
rin/Zweiter Bürgermeister) ist Pflicht; darüber hinaus kann der Gemeinderat nach pflichtgemä-
ßem Ermessen eine zweite weitere „Dritte“ Bürgermeisterin/einen zweiten weiteren „Dritten“ 
Bürgermeister wählen. 
 
Aufgrund dieser Organisationshoheit wird von der Vorsitzenden vorgeschlagen für die Wahlzeit 
vom 01.05.2026 bis 30.04.2032 eine Zweite Bürgermeisterin/einen Zweiten Bürgermeister und 
eine Dritte Bürgermeisterin/einen Dritten Bürgermeister zu wählen sowie nach der Geschäfts-
ordnung für den Gemeinderat weitere Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu bestimmen. Die-
ser Vorschlag ist empfehlenswert, um eine mögliche Handlungsunfähigkeit der Gemeinde zu 
verhindern.  
  
 
Beschluss: 
 

1. Der Gemeinderat beschließt, zwei weitere, somit eine Zweite Bürgermeisterin/einen 
Zweiten Bürgermeister und eine Dritte Bürgermeisterin/einen Dritten Bürgermeister zu 
wählen (Art. 35 Abs. 1 Satz 1 GO) sowie nach der Geschäftsordnung für den Gemeinde-
rat weitere Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu bestimmen.  
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Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

2. Der Gemeinderat beschließt für die unter Nr. 1 aufgeführten Wahlen der Zweiten Bür-
germeisterin/des Zweiten Bürgermeisters und Dritten Bürgermeisterin/Dritten Bürger-
meister (Tagesordnungspunkt 3.2 und 3.4) als Wahlausschuss, die Vorsitzende Dagmar 
Wagner und die Schriftführerin Ramona Probst zu bestimmen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

3.2. Wahl der Zweiten Bürgermeisterin/des Zweiten Bürgermeisters 
 
Sachverhalt: 
 
Weitere Bürgermeister/innen sind Ehrenbeamte der Gemeinde (ehrenamtliche weitere Bürger-
meister/innen); 
 
- zur/zum weiteren Bürgermeisterin/Bürgermeister sind die ehrenamtlichen Gemeinde-

ratsmitglieder wählbar, welche die Voraussetzungen für die Wahl zur/zum Ersten Bür-
germeisterin/Bürgermeister erfüllen; 

- die Wahl ist nach Art. 51 Abs. 3 GO in geheimer Abstimmung vorzunehmen; 
- gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält; 
- Neinstimmen und leere Stimmzettel sind ungültig; 
- ist mindestens die Hälfte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu  
 wiederholen; 
- ist die Mehrzahl der abgegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewerberinnen 

und Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, ist eine Stichwahl 
unter den Bewerberinnen und Bewerber mit den höchsten Stimmenzahlen durchzufüh-
ren; 

 
Die Wählbarkeitsvoraussetzungen sind bei allen 20 Gemeinderatsmitgliedern erfüllt.  
 
Nicht wählbar wären: 
- die nicht Deutsche i.S. Art. 116 GG sind, 
- Richter 
 
Somit besteht die Wahl aus der Mitte aller ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern.  
 
Als Wahlausschuss, wie bei TOP 3.1 beschlossen, fungieren die Vorsitzende Dagmar Wagner 
sowie die Schriftführerin Ramona Probst. 
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Daraufhin werden aus der Mitte des Gemeinderates folgende Mitglieder zur Wahl der/des Zwei-
ten Bürgermeisterin/Bürgermeisters vorgeschlagen: 
 

 Gemeinderatsmitglied Martin Doll schlägt Martin Burgmair vor 
 Gemeinderatsmitglied Dr. Maximilian Stippl schlägt Erich Oßwald vor 

 
Weitere Vorschläge werden nicht eingereicht. 
 
Die Vorsitzende erkundigte sich bei den beiden vorgeschlagenen Gemeinderatsmitgliedern, ob 
sie sich zur Wahl stellen; Gemeinderatsmitglied Erich Oßwald erklärte, dass er nicht zur Wahl 
stehe; Gemeinderatsmitglied Martin Burgmair sagte zu. 
 
Somit erfolgt die Wahl zum Zweiten Bürgermeister: 
 
Der Wahlgang erfolgt in geheimer Wahl mit Stimmzetteln. Auf den Stimmzetteln sind alle wähl-
baren 20 Gemeinderatsmitglieder aufgeführt. Es können unbeeinflusst von den Wahlvorschlä-
gen auch andere Gemeinderatsmitglieder gewählt werden. Zwei Wahlkabinen stehen für eine 
geheime Wahl zur Verfügung.  
 
Nun werden die Stimmzettel ausgegeben. Die Stimmzettel werden in eine Wahlurne gelegt, 
danach erfolgt die Auszählung öffentlich am Tisch der Vorsitzenden. Die Vorsitzende öffnet die 
Stimmzettel und verliest die Kennzeichnung.  
 
Es ist die absolute Mehrheit der gültigen Stimmen erforderlich. Ansonsten wäre ein zweiter 
Wahldurchgang durchzuführen. 
 
Alle Stimmen sind gültig. Es entfielen auf  
 

 Martin Burgmair  18 Stimmen 
 Stefan Haas     1 Stimme 
 Dr. Maximilian Stippl    1 Stimme 

 
Somit ist Herr Martin Burgmair mit 18 Stimmen zum Zweiten Bürgermeister gewählt.  
 
Auf die Frage der Vorsitzenden erklärt Herr Martin Burgmair, dass die Wahl zum Zweiten Bür-
germeister angenommen wird (schriftliche Annahmeerklärung wurde unterzeichnet).  
 
Nun folgt die Vereidigung des Zweiten Bürgermeisters.  
  
 

3.3. Vereidigung der Zweiten Bürgermeisterin/des Zweiten Bürgermeis-
ters 

 
Sachverhalt: 
 
Der Zweite Bürgermeister Martin Burgmair leistet mit folgendem Wortlaut den Diensteid:  
 
„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung 
des Freistaates Bayern, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte Erfüllung meiner Amts-
pflichten, so wahr mir Gott helfe.“ 
 
Somit ist der Zweite Bürgermeister Martin Burgmair vereidigt. 
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3.4. Wahl der Dritten Bürgermeisterin/des Dritten Bürgermeisters 
 
Sachverhalt: 
 
Sachverhalt über die Grundvoraussetzungen der Dritten Bürgermeisterin/des Dritten Bürger-
meisters siehe auch hierzu Tagesordnungspunkt 3.2. 
 
Die Wählbarkeitsvoraussetzungen sind bei 19 Gemeinderatsmitgliedern erfüllt. Nicht wählbar 
wären: 
- die nicht Deutsche i.S. Art. 116 GG sind, 
- Richter, 
- Zweite Bürgermeisterin/Zweiter Bürgermeister 
 
Somit besteht die Wahl aus der Mitte der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder.  
 
Als Wahlausschuss, wie bei Tagesordnungspunkt 3.1 beschlossen sowie bei der Wahl der 
Zweiten Bürgermeisterin/des Zweiten Bürgermeisters fungieren die Vorsitzende Dagmar Wag-
ner sowie die Schriftführerin Ramona Probst. 
 
Daraufhin werden aus der Mitte des Gemeinderates folgende Mitglieder zur Wahl der Dritten 
Bürgermeisterin/des Dritten Bürgermeisters vorgeschlagen: 
 

 Gemeinderatsmitglied Bernhard Fritz schlägt Johann Groß vor  
 
Weitere Vorschläge werden nicht eingereicht.  
 
Die Vorsitzende erkundigte sich bei dem vorgeschlagenen Gemeinderatsmitglied, ob sich die-
ser zur Wahl stellt. Gemeinderatsmitglied Johann Groß bejahte die Frage. 
 
Der Wahlgang erfolgt in geheimer Wahl mit Stimmzetteln. Auf den Stimmzetteln sind alle wähl-
baren (nur 19) 20 Gemeinderatsmitglieder aufgeführt. Es können unbeeinflusst von den Wahl-
vorschlägen auch andere Gemeinderatsmitglieder gewählt werden. Zwei Wahlkabinen stehen 
für eine geheime Wahl zur Verfügung.  
 
Nun werden die Stimmzettel ausgegeben.  
 
Die Stimmzettel werden in eine Wahlurne gelegt, danach erfolgt die Auszählung öffentlich am 
Tisch der Vorsitzenden. Die Vorsitzende öffnet die Stimmzettel und verliest die Kennzeichnung. 
Es ist die absolute Mehrheit der gültigen Stimmen erforderlich. Ansonsten wäre ein zweiter 
Wahldurchgang durchzuführen.  
 
Alle Stimmen sind gültig. Es entfielen auf  
 

 Johann Groß  19 Stimmen 
 Andreas Kraut    1 Stimme 

 
Somit ist Herr Johann Groß mit 19 Stimmen zum Dritten Bürgermeister gewählt. Auf die Frage 
der Vorsitzenden erklärt Herr Johann Groß, dass die Wahl zum Dritten Bürgermeister ange-
nommen wird (schriftliche Annahmeerklärung wurde unterzeichnet).  
  
 
 



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
öffentliche und teilweise nicht öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Öffentlicher 
Teil 
am  12.05.2026 

 
 

Seite: 9 

 

3.5. Vereidigung der Dritten Bürgermeisterin/des Dritten Bürgermeis-
ters 

 
Sachverhalt: 
 
Der Dritte Bürgermeister Johann Groß leistet mit folgendem Wortlaut den Diensteid:  
 
„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung 
des Freistaates Bayern, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte Erfüllung meiner Amts-
pflichten, so wahr mir Gott helfe.“ 
 
Somit ist der Dritte Bürgermeister Johann Groß vereidigt. 
  
 

3.6. Festlegung der weiteren Stellvertretung 
 
Sachverhalt: 
 
Für den Fall gleichzeitiger Verhinderung der Ersten Bürgermeisterin, des Zweiten Bürgermeis-
ters und des Dritten Bürgermeisters kann der Gemeinderat aus seiner Mitte gemäß Art. 39 Abs. 
1 Satz 2 GO weitere Stellvertreter aufgrund ihrer Organisationshoheit bestimmen. 
 
Als weiterer Stellvertreter wird von der Vorsitzenden 
 

 Gemeinderatsmitglied Johann Hörmann 
 
vorgeschlagen. Weitere Stellvertretungen sind dann jeweils das lebensälteste Ratsmitglied 
(derzeit, aufgrund der Besetzung des Amtes des dritten Bürgermeisters durch Johann Groß ist 
das nächstlebensälteste Gemeinderatsmitglied Vitalis Glas). 
 
Weitere Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind keine kommunale Wahlbeamte. So gelten für 
sie z.B. Art. 19 GO (Abberufung) und Art. 20a GO (Entschädigung). Die Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter werden mit einfachem Beschluss bestimmt, es ist keine Wahl erforderlich.  
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, als weiteren Stellvertreter das Gemeinderatsmitglied Johann Hör-
mann und für die weitere Stellvertretung jeweils das lebensälteste Ratsmitglied (derzeit, auf-
grund der Besetzung des Amtes des dritten Bürgermeisters durch Johann Groß ist das nächst-
lebensälteste Gemeinderatsmitglied Vitalis Glas).  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 20 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:   1 

Gemeinderatsmitglied Johann Hörmann nahm aufgrund persönlicher Beteiligung nicht an der 
Beratung sowie Beschlussfassung des Tagesordnungspunktes teil. 
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4. Bildung von Ausschüssen 
 
Sachverhalt: 
 
In der Wahlzeit 2020-2026 bestanden die folgenden Ausschüsse in der Gemeinde Bergkirchen: 
 

- Sozial- und Kulturausschuss (vorberatender Ausschuss) mit 7 ehrenamtlichen Gemein-
deratsmitgliedern und dem Vorsitzenden 

- Verkehrsausschuss (vorberatender Ausschuss) mit 7 ehrenamtlichen Gemeinderatsmit-
gliedern und dem Vorsitzenden 

- Umwelt- und Nachhaltigkeitsausschuss (vorberatender Ausschuss) mit 7 ehrenamtlichen 
Gemeinderatsmitgliedern und dem Vorsitzenden 

- Bauausschuss (beschließender Ausschuss) mit 8 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglie-
dern und dem Vorsitzenden 

- Rechnungsprüfungsausschuss gemäß Art. 103 Abs. 2 GO mit 5 ehrenamtlichen Ge-
meinderatsmitgliedern und dem Vorsitzenden 

 
Die Rechtsstellung und die Aufgabengebiete sowie die Anzahl und Bezeichnung der Ausschüs-
se liegt im Ermessen des Gemeinderats. Übertragungsverbote regelt Art. 32 Abs. 2 Satz 2 GO. 
 
Für die neue Wahlzeit schlägt die Vorsitzende folgende Ausschüsse mit Änderung der Anzahl 
der Ausschussmitglieder vor: 
 

- Jugend-, Sozial- und Kulturausschuss (vorberatender Ausschuss) mit 6 ehrenamtlichen 
Gemeinderatsmitgliedern und der Vorsitzenden 

- Umwelt- und Verkehrsausschuss (vorberatender Ausschuss) mit 6 ehrenamtlichen Ge-
meinderatsmitgliedern und der Vorsitzenden  

- Energie- und Wirtschaftsausschuss (vorberatender Ausschuss) mit 6 ehrenamtlichen 
Gemeinderatsmitgliedern und der Vorsitzenden  

- Bauausschuss (beschließender Ausschuss) mit 8 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglie-
dern und der Vorsitzenden  

- Rechnungsprüfungsausschuss gemäß Art. 103 Abs. 2 GO mit 5 ehrenamtlichen Ge-
meinderatsmitgliedern 

 
Zur Sicherstellung eindeutiger Mehrheiten und zügiger Beschlussfassungen sollen Ausschüsse 
mit einer ungeraden Zahl an Mitgliedern besetzt werden. Die Größe der Ausschüsse ist gesetz-
lich nicht geregelt; lediglich für den Rechnungsprüfungsausschuss sind Mindest- und Höchst-
stärken festgelegt: Er besteht aus mindestens drei und höchstens sieben Mitgliedern. Im Rech-
nungsprüfungsausschuss bestimmen die Mitglieder des Ausschusses ein Ausschussmitglied 
zur Vorsitzenden/zum Vorsitzenden (Art. 103 Abs. 2 Halbsatz 1 GO). Den Vorsitz in den ander-
weitigen Ausschüssen übernimmt die Erste Bürgermeisterin und als Stellvertretung wird jeweils 
die Zweite Bürgermeisterin/der Zweite Bürgermeister empfohlen.  
 
Die Aufgaben der Ausschüsse sollen dabei wie folgt sein: 
 

- Jugend-, Sozial- und Kulturausschuss: 
a) Kinderbetreuung: Krippen, Kindergärten, Hort, Mittagsbetreuung 
b) Schule, offene Ganztagsschule 
c) Jugendarbeit, Familien- sowie Ferienprogramm 
d) Senioren 
e) Inklusion, Integration und Demokratieförderung 
f) soziale Belange 
g) VHS und gemeindliches Kulturprogramm 
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h) Ehrenamt und Vereine 
i) Agenda mit Förderprogrammen 

 
- Umwelt- und Verkehrsausschuss: 

a) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Verfahren zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung 

b) Angelegenheit des Klimaschutzes und Klimawandels 
c) Verkehrssicherheit 
d) E-Mobilität 
e) Radwegenetze 
f) ÖPNV und kommunale Beförderungsalternativen 
g) Agenda mit Förderprogrammen 
 

- Energie- und Wirtschaftsausschuss: 
a) Ausbau erneuerbarer und emissionsarmer Energien 
b) Energieeffizienzmaßnahmen 
c) Energiemanagement kommunaler Liegenschaften 
d) Kommunale Beteiligung und Bürgerteilhabe an Energieprojekten 
e) Kommunale Wärmeplanung 
f) Breitbandausbau, Digitale Infrastruktur 
g) Gewerbeentwicklung 
h) Unterstützung lokaler Betriebe und Einzelhandel 
i) Standortmarketing und Wirtschaftsförderung 
j) Ausbildungsförderung 
k) Agenda mit Förderprogrammen 
 

- Bauausschuss: 
a) Verfahren von Bebauungsplänen nach den Vorschriften des Ersten Kapitels des 

Baugesetzbuchs ab dem Zeitpunkt nach dem Aufstellungsbeschluss und vor dem 
Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat sowie Erlass, Änderung und Aufhebung 
aller örtlichen Bauvorschriften im Sinne des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, 
auch in den Fällen des Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung 

 
b) die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach Art. 65 Abs. 1 Satz 4 BayBO, 

§ 36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BayBO für Gebäude der Gebäu-
deklassen 1 bis 3; sowie für bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer 
Höhe bis zu 10 m 

 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit für das 
Vorhaben die Erteilung nur geringfügiger Ausnahmen und Befreiungen nach § 
31 BauGB erforderlich ist, oder 

 innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
 

c) die Zustimmung nach § 36a BauGB für Gebäude der Gebäudeklasse 1 bis 3 bei 
Abweichungen, die einem Einzelvorhaben nach § 246e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 
3 dienen und keinen erheblichen Abweichungsumfang sowie weitreichende städte-
baulichen Folgen aufweisen, 

 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, oder 

 innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
 

d) die Abgabe der Erklärung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bzw. die 
Mitteilung nach Art. 58 Abs. 2 Satz 6 BayBO, 
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e) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1 
BayBO, 
 

f) Vergabe von Aufträgen für Bauvorhaben der Gemeinde bis zu einer Wertgrenze von 
96.000 € 

  
g) Wahrnehmung der Beteiligtenrechte in Raumordnungs- und Planfeststellungsver-

fahren sowie in der Bauleitplanung anderer Gemeinden 
 

h) Ausübung von Vorkaufsrechten 
 

i)      grundsätzliche Fragen des Straßenverkehrsrechts, Verkehrsplanungen 
 

j)      Entscheidungen über Widmungen, Umstufungen oder Einziehungen nach Straßen- 
und Wegerecht 

 
k) Umlegungsverfahren, Grenzregelungsverfahren 

 
l)      Abschluss von städtebaulichen Verträgen und Erschließungsverträgen 

 
m) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Umweltverträglich-

keitsprüfungen 
 

n) Entscheidungen in Mobilfunkangelegenheiten 
 

- Rechnungsprüfungsausschuss: 
Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Jahresrechnung und die Jahresabschlüsse 
(örtliche Rechnungsprüfung, Art. 103 Abs. 1 GO). 

 
Die Ausschussbelegung soll nach dem Gebot der Spiegelbildlichkeit (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 
GO) erfolgen. Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse ist dem Stärkeverhältnis der Fraktio-
nen und Gruppen Rechnung zu tragen. Der Gemeinderat entscheidet über das Sitzverteilungs-
verfahren. Insbesondere sind folgende Sitzverteilungsverfahren anerkannt:  
 

- Hare/Niemeyer: 
 
Fraktion/Gruppe/Einzelgänger/Ausschussgemeinschaft x Ausschusssitze (ohne Vorsitz) 
                           Gemeinderatsmitglieder 

 
Im ersten Schritt findet zunächst eine Verteilung der Sitze, nach ganzen Zahlen vor dem 
Komma statt. Im zweiten Schritt findet die Verteilung der restlichen Sitze nach den 
höchsten Zahlen nach dem Komma statt. Bei gleichen Anspruch auf einen Sitz, ist ein 
Losentscheid (für jeden Ausschuss gesondert – bei Veränderungen im Gemeinderat o-
der Beteiligung Ausschussgemeinschaft nur noch durch Losentscheid) oder der Rück-
griff auf die Wählerstimmen zulässig (Art. 33 Abs. 1 Satz 3 GO). 
 
Beispiel (4 Ausschusssitze): 
 
Partei A  5   x   4   = 1,00 
  20 
 
Partei B  4   x   4   = 0,80 
  20 
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Partei C  2   x   4   = 0,40 
20 

 
Partei D  2   x   4   = 0,40 

20 
 
 Partei E  1   x   4   = 0,20 
   20 
 

- Sainte Lague / Schepers: 
 
Die Sitze der Fraktion/Gruppe/Einzelgänger/Ausschussgemeinschaft werden entspre-
chend ihren Stimmanteilen verteilt. Hierzu werden die Stimmen jeder Liste fortlaufend 
durch ungerade Divisoren (1, 3, 5, etc.) geteilt; die Sitze werden in der Reihenfolge der 
höchsten ich ergebenden Quotienten zugewiesen. Bei gleichen Anspruch auf einen Sitz, 
ist ein Losentscheid (für jeden Ausschuss gesondert – bei Veränderungen im Gemein-
derat oder Beteiligung Ausschussgemeinschaft nur noch durch Losentscheid) oder der 
Rückgriff auf die Wählerstimmen zulässig (Art. 33 Abs. 1 Satz 3 GO). 
 
Beispiel (6 Ausschusssitze): 
 

 Partei A  Partei B  Partei C  Partei D  Partei E  

:1 5 1 4 2 2 3 2 4 1  

:3 1,66 5 1,33 6 0,66  0,66  0,33  

:5 1,00  0,80  0,40  0,40  0,20  

 
- d´Hondt: 

 
Die Sitze der Fraktion/Gruppe/Einzelgänger/Ausschussgemeinschaft werden entspre-
chend ihren Stimmanteilen verteilt. Hierzu werden die Stimmen jeder Liste fortlaufend 
durch Divisoren (1, 2, 3, etc.) geteilt; die Sitze werden in der Reihenfolge der höchsten 
ich ergebenden Quotienten zugewiesen. Bei gleichen Anspruch auf einen Sitz, ist ein 
Losentscheid (für jeden Ausschuss gesondert – bei Veränderungen im Gemeinderat o-
der Beteiligung Ausschussgemeinschaft nur noch durch Losentscheid) oder der Rück-
griff auf die Wählerstimmen zulässig (Art. 33 Abs. 1 Satz 3 GO). 
 
Beispiel (6 Ausschusssitze): 
 

 Partei A  Partei B  Partei C  Partei D  Partei E  

:1 5 1 4 2 2 4 2 5 1  

:2 2,50 3 2,00 6 1,00  1,00  0,50  

:3 1,66  1,33  0,66  0,66  0,33  

 
Gemeinderatsmitglieder können sich zur Entsendung gemeinsamer Vertreter in die Ausschüsse 
zusammenschließen (Art. 33 Abs. 1 Satz 5 GO). Zu einer Ausschussgemeinschaft können sich 
nur Fraktionen/Gruppierungen zusammenschließen, die sonst keinen Ausschusssitz erhalten 
würden. Lediglich die Aussicht auf einen Sitz im Losverfahren steht der Bildung einer Aus-
schussgemeinschaft nicht entgegen. Die Bildung einer Ausschussgemeinschaft ist dann unzu-
lässig, wenn dadurch eine Fraktion oder Gruppierung ihren einzigen Ausschuss verlieren wür-
de. Bei der Zuteilung der letzten Ausschusssitze bei gleicher Teilungszahl (Pattsituation) kann 
der Gemeinderat wählen zwischen Losentscheid und Rückgriff auf die Wählerstimmen. Bei Be-
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teiligung von Ausschussgemeinschaften und Veränderungen im Gemeinderat ist nur ein Los-
entscheid möglich.  
 
Nach Abschluss des Sitzverteilungsverfahren müssen die Fraktio-
nen/Gruppen/Ausschussgemeinschaften ihre Vertreter vorschlagen. Dabei besteht keine Bin-
dung an die „eigene“ Gruppierung. Der Gemeinderat ist an die Vorschläge gebunden. Die Be-
stellung der Ausschussmitglieder und die Bestellung der Stellvertreter erfolgen durch einfachen 
Beschluss. 
  
Beschluss: 
 

1. Der Gemeinderat beschließt, die Festlegung des Jugend-, Sozial- und Kulturausschus-
ses, als vorberatenden Ausschuss mit 6 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern und 
der Vorsitzenden. Das Aufgabengebiet ist hierbei wie folgt: 

 
a) Kinderbetreuung: Krippen, Kindergärten, Hort, Mittagsbetreuung 
b) Schule, offene Ganztagsschule 
c) Jugendarbeit, Familien- sowie Ferienprogramm 
d) Senioren 
e) Inklusion, Integration und Demokratieförderung 
f) soziale Belange 
g) VHS und gemeindliches Kulturprogramm 
h) Ehrenamt und Vereine 
i) Agenda mit Förderprogrammen 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
2. Der Gemeinderat beschließt, die Festlegung des Umwelt- und Verkehrsausschusses, als 

vorberatenden Ausschuss mit 6 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern und der Vor-
sitzenden. Das Aufgabengebiet ist hierbei wie folgt: 

 
a) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Verfahren zur 

Umweltverträglichkeitsprüfung 
b) Angelegenheit des Klimaschutzes und Klimawandels 
c) Verkehrssicherheit 
d) E-Mobilität 
e) Radwegenetze 
f) ÖPNV und kommunale Beförderungsalternativen 
g) Agenda mit Förderprogrammen 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  
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3. Der Gemeinderat beschließt, die Festlegung des Energie- und Wirtschaftsausschusses, 
als vorberatenden Ausschuss mit 6 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern und der 
Vorsitzenden. Das Aufgabengebiet ist hierbei wie folgt: 

 
a) Ausbau erneuerbarer und emissionsarmer Energien 
b) Energieeffizienzmaßnahmen 
c) Energiemanagement kommunaler Liegenschaften 
d) Kommunale Beteiligung und Bürgerteilhabe an Energieprojekten 
e) Kommunale Wärmeplanung 
f) Breitbandausbau, Digitale Infrastruktur 
g) Gewerbeentwicklung 
h) Unterstützung lokaler Betriebe und Einzelhandel 
i) Standortmarketing und Wirtschaftsförderung 
j) Ausbildungsförderung 
k) Agenda mit Förderprogrammen 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

4. Der Gemeinderat beschließt, die Festlegung des Bauausschusses, als beschließenden 
Ausschuss mit 8 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern und der Vorsitzenden. Das 
Aufgabengebiet ist hierbei wie folgt: 
 
a) Verfahren von Bebauungsplänen nach den Vorschriften des Ersten Kapitels des 

Baugesetzbuchs ab dem Zeitpunkt nach dem Aufstellungsbeschluss und vor dem 
Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat sowie Erlass, Änderung und Aufhebung 
aller örtlichen Bauvorschriften im Sinne des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, 
auch in den Fällen des Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung 

 
b) die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach Art. 65 Abs. 1 Satz 4 BayBO, 

§ 36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BayBO für Gebäude der Gebäu-
deklassen 1 bis 3; sowie für bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer 
Höhe bis zu 10 m 

 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit für das 
Vorhaben die Erteilung nur geringfügiger Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 
BauGB erforderlich ist, oder 

 innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
 

c) die Zustimmung nach § 36a BauGB für Gebäude der Gebäudeklasse 1 bis 3 bei 
Abweichungen, die einem Einzelvorhaben nach § 246e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 
Nr. 3 dienen und keinen erheblichen Abweichungsumfang sowie weitreichende 
städtebaulichen Folgen aufweisen, 

 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder ei-
nes vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, oder 

 innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
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d) die Abgabe der Erklärung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bzw. die 
Mitteilung nach Art. 58 Abs. 2 Satz 6 BayBO 

 
e) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1 Bay-

BO 
 

f) Vergabe von Aufträgen für Bauvorhaben der Gemeinde bis zu einer Wertgrenze von 
96.000 € 

  
g) Wahrnehmung der Beteiligtenrechte in Raumordnungs- und Planfeststellungsverfah-

ren sowie in der Bauleitplanung anderer Gemeinden 
 

h) Ausübung von Vorkaufsrechten 
 

i)     grundsätzliche Fragen des Straßenverkehrsrechts, Verkehrsplanungen 
 

j)     Entscheidungen über Widmungen, Umstufungen oder Einziehungen nach Straßen- 
und Wegerecht 

 
k) Umlegungsverfahren, Grenzregelungsverfahren 

 
l)     Abschluss von städtebaulichen Verträgen und Erschließungsverträgen 

 
m) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Umweltverträglich-

keitsprüfungen 
 

n) Entscheidungen in Mobilfunkangelegenheiten 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

5. Der Gemeinderat beschließt, die Festlegung des Rechnungsprüfungsausschusses mit 5 
ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern. Den Vorsitz bestimmen die Mitglieder des 
Ausschusses. Das Aufgabengebiet ist hierbei wie folgt: 
 
a) Prüfung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse (örtliche Rechnungsprüfung, 

Art. 103 Abs. 1 GO). 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  
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6. Der Gemeinderat beschließt, dass die Stellvertretung der Vorsitzenden (Erste Bürger-
meisterin) jeweils durch die Zweite Bürgermeisterin/den Zweiten Bürgermeister in den 
Ausschüssen (ausgenommen Rechnungsprüfungsausschuss) erbracht wird. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

7. Der Gemeinderat beschließt, das Sitzverteilungsverfahren nach Hare/Niemeyer anzu-
wenden. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

8. Der Gemeinderat beschließt, bei Pattsituation den Rückgriff auf die Wählerstimmen. Bei 
Veränderungen im Gemeinderat oder die Beteiligung einer Ausschussgemeinschaft ist 
ein Losentscheid durchzuführen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

5. Bildung von Referaten 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß Art. 46 Abs. 1 Satz 2 GO entscheidet der Gemeinderat über die Verteilung der Geschäf-
te unter den Gemeinderatsmitgliedern. Bei der Bestellung der sogenannten Referenten besteht 
keine Bindung an den Proporz; die Referenten sind nicht mit Verwaltungsbefugnissen ausge-
stattet. In der Gemeinde Bergkirchen bestehen derzeit drei Referate, und zwar das Jugendrefe-
rat, das Kulturreferat und das Vereinsreferat. Das in der vorherigen Wahlzeit vorhandene Refe-
rat des Feuerwehrreferenten wird aufgehoben, da die dortigen Aufgaben und Zuständigkeiten 
wieder der Ersten Bürgermeisterin angegliedert sind. 
 
Die Aufgaben der Referate bzw. der Referenten sind hierbei wie folgt: 
 

 Jugendreferat: 
Auf Vorschlag des Jugendforums hat die Gemeinde Bergkirchen zum 01.02.2012 eine 
Satzung für den Jugendrat erlassen und einen Jugendrat gewählt. Der Jugendreferent 
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sowie dessen Stellvertretung fungiert u.a. als Bindeglied zwischen Jugendrat und Ge-
meinderat, ist zentraler Ansprechpartner und leitet Anliegen des Jugendrats an den Ge-
meinderat weiter. 

 
 Kulturreferat: 

Der Kulturreferent ist für die Gestaltung des Kulturprogramms sowie als Vertretung bei 
KultA8 (WestAllianz) und für die Organisation des Weihnachtsmarkts in der Gemeinde 
Bergkirchen zuständig. 
 

 Vereinsreferat: 
Der Vereinsreferent fungiert als organisatorisches Bindeglied zwischen den örtlichen 
Vereinen und dem Gemeinderat; Ziel ist die Unterstützung der Vereinsarbeit durch zent-
rale Ansprechpartnerfunktion, Erfassung und Weiterleitung von Anliegen an Gemeinde-
rat und Verwaltung sowie die Koordination praxisorientierter Maßnahmen (z.B. Leitfäden 
für Veranstaltungen) zur Erleichterung der Vorstandsarbeit und zur Förderung des bür-
gerschaftlichen Engagements. Zudem wirkt die Stelle an Erhalt und bedarfsorientierter 
Weiterentwicklung des Sportangebots mit. 

  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt,  
 

1. die Bestellung eines Jugendreferenten mit Stellvertretung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

2. die Bestellung eines Kulturreferenten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

3. die Bestellung eines Vereinsreferenten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  
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6. Erlass der Geschäftsordnung (GeschO) 
 
Sachverhalt: 
 
Die Geschäftsordnung ist die Grundlage für das Zusammenwirken der gemeindlichen Organe 
während der sechsjährigen Wahlzeit. Innerhalb der rechtlichen Rahmenbedingungen ermöglicht 
sie der Gemeinde, örtliche Besonderheiten zu berücksichtigen und die Zusammenarbeit der 
Organe verbindlich zu regeln; sie enthält insbesondere Bestimmungen zur Aufgabenverteilung 
zwischen Erster Bürgermeisterin, Ausschüssen und Gemeinderat, zur Bildung und Besetzung 
der Ausschüsse, zur Stellvertretung der Ersten Bürgermeisterin sowie zum gesamten Ge-
schäftsablauf des Gemeinderats und der Ausschüsse. 
 
Es wird folgende Geschäftsordnung für die Wahlzeit 2026 – 2032 vorgeschlagen: 
 

Geschäftsordnung 
 

für den Gemeinderat der Gemeinde Bergkirchen 
 

(2026 – 2032) 
 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Bergkirchen gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), folgende 
 
 
 

Geschäftsordnung: 
 
 

A. Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben 

 
 

I. Der Gemeinderat 

 
 
§ 1  

Zuständigkeit im Allgemeinen 
 

(1) Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten des eigenen und des übertrage-
nen Wirkungskreises, soweit sie nicht ausdrücklich beschließenden Ausschüssen übertragen 
sind oder aufgrund eines Gesetzes bzw. einer Übertragung durch den Gemeinderat in die 
Zuständigkeit der ersten Bürgermeisterin fallen. 
 
(2) 1Der Gemeinderat überträgt die in § 8 genannten Angelegenheiten vorberatenden Aus-
schüssen zur Vorbereitung der Gemeinderatsentscheidungen und die in § 9 genannten An-
gelegenheiten beschließenden Ausschüssen zur selbstständigen Erledigung. 2Er kann sich 
die Behandlung und Entscheidung im Einzelfall vorbehalten, wenn das die Bedeutung der 
Angelegenheit erfordert; § 9 Abs. 3 Nr. 3 bleibt unberührt.  
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§ 2  

Aufgabenbereich des Gemeinderats 

 
Der Gemeinderat ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig:  
 
1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsänderungen der Gemeinde und zu 

Änderungen des Namens der Gemeinde oder eines Gemeindeteils (Art. 2 und 11 
GO), 

 
2. die Entscheidung über Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung 

der Ehrenbürgerwürde (Art. 16 GO), 
 
3. die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschüsse sowie die Zuteilung der Auf-

gaben an diese (Art. 32, 33 GO), 
 
4. die Aufstellung von Richtlinien für laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz 2 

GO, 
 
5. die Verteilung der Geschäfte unter die Gemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2 

GO), 
 
6. die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO), 
 
7. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde der 

Genehmigung bedarf (z.B. aufgrund haushaltsrechtlicher Bestimmungen der GO oder 
Genehmigungsvorbehalte nach KAG, BauGB, KommZG), 

 
8. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen, ein-

schließlich Bebauungspläne und ausgenommen sonstigen Satzungen nach den Vor-
schriften des Ersten Kapitels des Baugesetzbuchs sowie alle örtlichen Bauvorschriften 
im Sinne des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, auch in den Fällen des Art. 81 Abs. 
2 der Bayerischen Bauordnung, 

 
9. die Beschlussfassung über die allgemeine Regelung der Bezüge der Gemeindebediens-

teten (z.B. Grundsatzentscheidungen bzgl. Gewährung einer Arbeitsmarktzulage, Ver-
kürzung von Stufenlaufzeiten) und über beamten-, besoldungs-, versorgungs- und dis-
ziplinarrechtliche Angelegenheiten der Bürgermeister oder Bürgermeisterinnen und der 
berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder, soweit nicht das Gesetz über kommunale 
Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen oder das Bayerische Disziplinargesetz etwas ande-
res bestimmen, 

 
10. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und über die Nachtragshaushaltssat-

zungen (Art. 65 und 68 GO), 
 
11. die Beschlussfassung über den Finanzplan (Art. 70 GO), 
 
12. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse des Kommunalunter-

nehmens und Gesellschaften mit kaufmännischen Rechnungswesen sowie die Be-
schlussfassung über die Entlastung (Art. 102 GO), 

 
13. die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO über gemeindliche Unter-

nehmen (z.B. Errichtung, Übernahme, Erweiterung, Beteiligung), 
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14. die Bestellung und die Abberufung der Leitung und Stellvertretung des Rechnungsprü-
fungsamts und der Prüferinnen oder Prüfer (Art. 104 Abs. 3 GO), Benennung und Abbe-
rufung des oder der behördlichen Datenschutzbeauftragten, die Bestätigung der Feuer-
wehrkommandantin oder des Feuerwehrkommandanten sowie der Vorschlag von 
Schöffinnen und Schöffen,  

 
15. die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens (Art. 18a Abs. 8 GO) 

und die Durchführung eines Bürgerentscheids (Art. 18a Abs. 2, Abs. 10 GO),  
 
16. die allgemeine Festsetzung von Abgaben, Tarifen und Entgelten,  
 
17. die Entscheidung über Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an 

eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamtinnen und Beamten 
ab Besoldungsgruppe A 9,  

 
18. die Entscheidung über Einstellung, Höhergruppierung (nicht nur vorübergehende Über-

tragung einer höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen 
Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ab Entgeltgruppe 9a des TVöD oder ab einem entsprechenden 
Entgelt, 

 
19. die Entscheidung über Altersteilzeit der Gemeindebediensteten, 
 
20. die Beschlussfassung über die Beteiligung an Zweckverbänden und, soweit hoheitliche 

Befugnisse übertragen werden, über den Abschluss von Zweckvereinbarungen, 
 
21. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z.B. der Bauleitplanung, 

der Ortsplanung, der Landschaftsplanung und der Regional- und Landesplanung, der 
Gewässerplanung und gemeindeübergreifender Planungen und Projekte,  

 
22. die Namensgebung für Straßen, Schulen und sonstige öffentliche Einrichtungen,  
 
23. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertreterinnen und Vertretern 

der Gemeinde in andere Organisationen und Einrichtungen, 
 
24. die Beschlussfassung über die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft, 
 
25. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesondere 

Änderungen des Stiftungszwecks, 
 

26. die Angelegenheiten der Sparkassen, soweit die Gemeinde als Träger zur Mitwirkung 
betroffen ist.  

 
 

II. Die Gemeinderatsmitglieder 

 
 
§ 3  

Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder, Befugnisse 
 
(1) Gemeinderatsmitglieder üben ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht auf 
das öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung aus und sind an Aufträge nicht gebunden. 
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(2) Für die allgemeine Rechtsstellung der Gemeinderatsmitglieder (Teilnahmepflicht, Sorg-
falts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen persönlicher 
Beteiligung, Geltendmachung von Ansprüchen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und Verlust 
des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art. 56a, Art. 49, 50, 48 Abs. 3 GO 
sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz. 
 
(3) Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen Be-
schluss einzelnen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbeitung 
zuteilen und sie insoweit mit der Überwachung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit be-
trauen (Art. 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO). 
 
(4) Zur Ausübung von Verwaltungsbefugnissen sind Gemeinderatsmitglieder nur berechtigt, 
soweit ihnen die erste Bürgermeisterin im Rahmen der Geschäftsverteilung nach Anhörung 
der weiteren Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister einzelne Befugnisse (§§ 12 bis 16) 
überträgt (Art. 39 Abs. 2 GO).  
 
(5) 1Gemeinderatsmitglieder, die eine Tätigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausüben, haben ein 
Recht auf Akteneinsicht innerhalb ihres Aufgabenbereichs. 2Zur Vorbereitung von Tagesord-
nungspunkten der nächsten Sitzung erhält jedes Gemeinderatsmitglied nach vorheriger 
Terminvereinbarung das Recht zur Einsicht in die entscheidungserheblichen Unterlagen, 
sofern Gründe der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. 3Im Übrigen haben Gemeinde-
ratsmitglieder ein Recht auf Akteneinsicht, wenn sie vom Gemeinderat durch Beschluss mit 
der Einsichtnahme beauftragt werden. 4Das Verlangen zur Akteneinsicht ist gegenüber der 
ersten Bürgermeisterin geltend zu machen. 
 
 

§ 4  
Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien 

 
(1) 1Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente 
sind so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. 2Im Umgang 
mit solchen Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglieder Geheimhaltungsinteressen 
und den Datenschutz. 3Werden diese Dokumente für die Tätigkeit als Gemeinderatsmitglied 
nicht mehr benötigt, sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernichten bzw. zu 
löschen. 
 
(2) 1Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung für den Gemeinderat. 
2Eine Veröffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Ge-
meinderatsmitglieder ist nur zulässig, wenn die erste Bürgermeisterin und der Gemeinderat 
unter Berücksichtigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Unterlagen nur Tatsa-
chen enthalten, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung be-
dürfen. 3Die Veröffentlichung oder Weitergabe von Beschlussvorlagen und weiteren Sit-
zungsunterlagen zu nichtöffentlichen Sitzungen ist nicht zulässig. 
 
(3) Die Gemeinderatsmitglieder, die über die technischen Voraussetzungen zum Versenden 
und Empfangen elektronischer Post verfügen, können der ersten Bürgermeisterin schriftlich 
eine elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 25 übersandt bzw. 
von der Anträge im Sinne des § 26 versandt werden.  
 
(4) 1Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch 
sie eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 
2Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Gemeinderatsmitglieder gelten § 21 
Abs. 2 Sätze 3 und 4 entsprechend. 
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§ 5  
Fraktionen, Ausschussgemeinschaften 

 
(1) 1Gemeinderatsmitglieder können sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktionen 
zusammenschließen. 2Eine Fraktion muss mindestens 3 Mitglieder haben. 3Die Bildung und 
Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stellvertretung sind der ers-
ten Bürgermeisterin mitzuteilen; diese unterrichtet den Gemeinderat. 4Satz 3 gilt entspre-
chend für während der Wahlzeit eintretende Änderungen des Stärkeverhältnisses der Frakti-
onen und Gruppen (Art. 33 Abs. 3 GO). 
 
(2) 1Einzelne Gemeinderatsmitglieder und kleine Gruppen oder Fraktionen, die aufgrund ih-
rer eigenen Stärke keine Vertretung in den Ausschüssen erreichen würden, können sich zur 
Entsendung gemeinsamer Vertreter in die Ausschüsse zusammenschließen (Ausschussge-
meinschaften; Art. 33 Abs. 1 Satz 5 GO). 2Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
 

§ 6  
Rechtsstellung der berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder, Aufgaben 

 
--- entfällt --- 

 
 
 

III. Die Ausschüsse 

 
 

1. Allgemeines 

 
 
§ 7  

Bildung, Vorsitz, Auflösung 
 
 (1) 1In den Ausschüssen nach § 2 der Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts sind die den Gemeinderat bildenden Fraktionen und Gruppen 
unter Berücksichtigung von Ausschussgemeinschaften gemäß ihren Vorschlägen nach 
dem Verhältnis ihrer Stärke vertreten (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO); als Gruppe im Sinne die-
ser Vorschrift gelten auch einzelne Ratsmitglieder, die keiner Fraktion, Gruppe oder Aus-
schussgemeinschaft angehören. 2Die Sitze werden nach dem Verfahren Hare-Niemeyer 
verteilt. 3Dabei wird die Zahl der Gemeinderatssitze jeder Fraktion, Gruppe oder Aus-
schussgemeinschaft mit der Zahl der zu vergebenden Ausschusssitze multipliziert und 
durch die Gesamtzahl der Gemeinderatssitze geteilt. 4Jede Fraktion, Gruppe oder Aus-
schussgemeinschaft erhält zunächst so viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie entfallen. 5Die 
weiteren zu vergebenden Sitze sind in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile, die 
sich bei der Berechnung nach Satz 3 ergeben, auf die Fraktionen, Gruppen oder Aus-
schussgemeinschaften zu verteilen. 6Haben Fraktionen oder Gruppen den gleichen An-
spruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet die größere Zahl der bei der Gemeinde-
ratswahl auf die Wahlvorschläge der betroffenen Parteien oder Wählergruppen abgegebe-
nen Stimmen; bei Beteiligung einer Ausschussgemeinschaft entscheidet das Los. 7Wird 
durch den Austritt oder Übertritt von Gemeinderatsmitgliedern das ursprüngliche Stärkever-
hältnis der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen und Gruppen verändert, so sind diese 
Änderungen nach den Sätzen 2 bis 5 auszugleichen (Art. 33 Abs. 3 Satz 1 GO); haben 
danach Fraktionen, Gruppen oder Ausschussgemeinschaften den gleichen Anspruch auf 
einen Ausschusssitz, so entscheidet das Los.  
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(2) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung auf Vorschlag der 
Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter 
namentlich bestellt.  
 
(3) 1Den Vorsitz in den Ausschüssen führt die erste Bürgermeisterin, einer ihrer Stellvertre-
tungen oder ein von der ersten Bürgermeisterin bestimmtes Gemeinderatsmitglied (Art. 33 
Abs. 2 Satz 1 GO). 2Ist die den Vorsitz übernehmende Person bereits Mitglied des Aus-
schusses, nimmt deren Stellvertretung für die Dauer der Übertragung den Sitz im Aus-
schuss ein (Art. 33 Abs. 2 Satz 2 GO). 3Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt 
ein vom Gemeinderat bestimmtes Ausschussmitglied (Art. 103 Abs. 2 GO). 
 
(4) Der Gemeinderat kann Ausschüsse jederzeit auflösen (Art. 32 Abs. 5 GO); das gilt nicht 
für Ausschüsse, die gesetzlich vorgeschrieben sind. 
 

2. Aufgaben der Ausschüsse 

 
 

§ 8  
Vorberatende Ausschüsse 

 
(1) 1Vorberatende Ausschüsse haben die Aufgabe, die ihnen übertragenen Gegenstände für 
die Beratung in der Vollversammlung des Gemeinderats vorzubereiten und einen Beschluss-
vorschlag zu unterbreiten. 2Berührt eine Angelegenheit das Arbeitsgebiet mehrerer vorbera-
tender Ausschüsse, können diese zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten. 
 
(2) Es werden folgende vorberatende Ausschüsse mit nachstehendem Aufgabenbereich 
gebildet: 
 
1. Jugend-, Sozial und Kulturausschuss: 

 
a) Kinderbetreuung: Krippen, Kindergärten, Hort, Mittagsbetreuung 
b) Schule, offene Ganztagsschule 
c) Jugendarbeit, Familien- sowie Ferienprogramm 
d) Senioren 
e) Inklusion, Integration und Demokratieförderung 
f) soziale Belange 
g) VHS und gemeindliches Kulturprogramm 
h) Ehrenamt und Vereine 
i) Agenda mit Förderprogrammen 

 
2. Umwelt- und Verkehrsausschuss: 

a) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Verfahren zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung 

b) Angelegenheit des Klimaschutzes und Klimawandels 
c) Verkehrssicherheit 
d) E-Mobilität 
e) Radwegenetze 
f) ÖPNV und kommunale Beförderungsalternativen 
g) Agenda mit Förderprogrammen 

 
3. Energie- und Wirtschaftsausschuss: 
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a) Ausbau erneuerbarer und emissionsarmer Energien 
b) Energieeffizienzmaßnahmen 
c) Energiemanagement kommunaler Liegenschaften 
d) Kommunale Beteiligung und Bürgerteilhabe an Energieprojekten 
e) Kommunale Wärmeplanung 
f) Breitbandausbau, Digitale Infrastruktur 
g) Gewerbeentwicklung 
h) Unterstützung lokaler Betriebe und Einzelhandel 
i) Standortmarketing und Wirtschaftsförderung 
j) Ausbildungsförderung 
k) Agenda mit Förderprogrammen 

 
 
 

§ 9  
Beschließende Ausschüsse 

 
(1) Beschließende Ausschüsse erledigen die ihnen übertragenen Angelegenheiten selbst-
ständig anstelle des Gemeinderats. 
 
(2) 1Die Entscheidungen beschließender Ausschüsse stehen unbeschadet Art. 88 GO unter 
dem Vorbehalt der Nachprüfung durch den Gemeinderat. 2Eine Nachprüfung muss nach Art. 
32 Abs. 3 GO erfolgen, wenn die erste Bürgermeisterin oder deren Stellvertretung im Aus-
schuss, ein Drittel der stimmberechtigten Ausschussmitglieder oder ein Viertel der Gemein-
deratsmitglieder die Nachprüfung durch den Gemeinderat beantragt. 3Der Antrag muss 
schriftlich, spätestens am siebten Tag nach der Ausschusssitzung bei der ersten Bürger-
meisterin eingehen. 4Soweit Beschlüsse die Rechte Dritter berühren, werden sie erst nach 
Ablauf einer Frist von einer Woche wirksam. 
 
(3) Die beschließenden Ausschüsse haben im Einzelnen folgende Aufgabenbereiche:  
 
2. Bauausschuss: 
 

a) Verfahren von Bebauungsplänen nach den Vorschriften des Ersten Kapitels des Bau-
gesetzbuchs ab dem Zeitpunkt nach dem Aufstellungsbeschluss und vor dem Sat-
zungsbeschluss durch den Gemeinderat sowie Erlass, Änderung und Aufhebung aller 
örtlichen Bauvorschriften im Sinne des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, auch in 
den Fällen des Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung, 

 
b) die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach Art. 65 Abs. 1 Satz 4 BayBO, § 

36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BayBO für Gebäude der Gebäude-
klassen 1 bis 3; sowie für bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe 
bis zu 10 m 

 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit für das 
Vorhaben die Erteilung nur geringfügiger Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 
BauGB erforderlich ist, oder 

 innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils, 
 

c) die Zustimmung nach § 36a BauGB für Gebäude der Gebäudeklasse 1 bis 3 bei 
Abweichungen, die einem Einzelvorhaben nach § 246e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 
3 dienen und keinen erheblichen Abweichungsumfang sowie weitreichende städte-
baulichen Folgen aufweisen, 
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 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines                
vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, oder 

 innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils, 
 

d) die Abgabe der Erklärung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bzw. die Mit-
teilung nach Art. 58 Abs. 2 Satz 6 BayBO, 
 

e) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1 BayBO, 
 

f) Vergabe von Aufträgen für Bauvorhaben der Gemeinde bis zu einer Wertgrenze von 
96.000 €, 

  
g) Wahrnehmung der Beteiligtenrechte in Raumordnungs- und Planfeststellungsverfahren 

sowie in der Bauleitplanung anderer Gemeinden, 
 

h) Ausübung von Vorkaufsrechten, 
 

i) grundsätzliche Fragen des Straßenverkehrsrechts, Verkehrsplanungen, 
 

j) Entscheidungen über Widmungen, Umstufungen oder Einziehungen nach Straßen- 
und Wegerecht, 

 
k) Umlegungsverfahren, Grenzregelungsverfahren, 

 
l) Abschluss von städtebaulichen Verträgen und Erschließungsverträgen, 

 
m) Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschließlich Umweltverträglich-

keitsprüfungen, 
 

n) Entscheidungen in Mobilfunkangelegenheiten, 
 

soweit nicht die erste Bürgermeisterin dafür zuständig ist.  
 
(4) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Beträgen oder Wertgrenzen 
nach Abs. 3 der Zeitraum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist die-
ser Zeitraum nicht bestimmbar, so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen.  
 
 

§ 10  
Rechnungsprüfungsausschuss 

 
Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Jahresrechnung und die Jahresabschlüsse (örtli-
che Rechnungsprüfung, Art. 103 Abs. 1 GO). 
 

 
 

IV. Die erste Bürgermeisterin 

 
 

1. Aufgaben 
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§ 11  
Vorsitz im Gemeinderat 

 
(1) 1Die erste Bürgermeisterin führt den Vorsitz im Gemeinderat (Art. 36 GO). 2Sie bereitet die 
Beratungsgegenstände vor und beruft die Sitzungen ein (Art. 46 Abs. 2 GO). 3In den Sitzun-
gen leitet sie die Beratung und die Abstimmung, handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht 
aus (Art. 53 Abs. 1 GO). 
 
(2) 1Hält die erste Bürgermeisterin Entscheidungen des Gemeinderats oder eines beschlie-
ßenden Ausschusses für rechtswidrig, verständigt sie den Gemeinderat oder den Ausschuss 
von ihrer Auffassung und setzt den Vollzug vorläufig aus. 2Wird die Entscheidung aufrecht-
erhalten, führt sie die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde herbei (Art. 59 Abs. 2 GO). 
 
 
 

§ 12  
Leitung der Gemeindeverwaltung, Allgemeines 

 
(1) 1Die erste Bürgermeisterin leitet und verteilt im Rahmen der Geschäftsordnung die Ge-
schäfte (Art. 46 Abs. 1 GO). 2Sie kann dabei einzelne ihrer Befugnisse den weiteren Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern, nach deren Anhörung auch einem Gemeinderatsmitglied 
und in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Bediensteten der Gemeinde übertra-
gen (Art. 39 Abs. 2 GO). 3Geschäftsverteilung und Befugnisregelung sollen übereinstimmen. 
 
(2) 1Die erste Bürgermeisterin vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats und seiner Aus-
schüsse (Art. 36 GO). 2Über Hinderungsgründe unterrichtet sie den Gemeinderat oder den 
Ausschuss unverzüglich. 
 
(3) 1Die erste Bürgermeisterin führt die Dienstaufsicht über die Gemeindebediensteten und 
übt die Befugnisse der Dienstvorgesetzten gegenüber den Gemeindebeamtinnen und Ge-
meindebeamten aus (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO). 2Art. 88 Abs. 3 Satz 3 GO bleibt 
unberührt. 
 
(4) 1Die erste Bürgermeisterin verpflichtet die weiteren Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter schriftlich, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die im Interesse der Sicherheit oder 
anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder Unbefugten nicht be-
kannt werden dürfen. 2In gleicher Weise verpflichtet sie  
Gemeinderatsmitglieder und Gemeindebedienstete, bevor sie mit derartigen Angelegenhei-
ten befasst werden (Art. 56a GO). 
 
 

§ 13  
Einzelne Aufgaben der ersten Bürgermeisterin  

 
(1) Die erste Bürgermeisterin erledigt in eigener Zuständigkeit 
 
1. die laufenden Angelegenheiten, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung 

haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 GO), 

 
2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes 

übertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung einschließlich 
des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung, soweit nicht für haus-
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halts- oder personalrechtliche Entscheidungen der Gemeinderat zuständig ist (Art. 37 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO), 

 
3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ih-

rer Länder geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO), 
 
4. die ihr vom Gemeinderat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO übertragenen Angelegenheiten, 
 
5. die Entscheidung über die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung 

an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamtinnen und Beam-
ten bis zur Besoldungsgruppe A 8 (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO), 

 
6. die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung (nicht nur vorübergehende 

Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an ei-
nen Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern bis zur Entgeltgruppe 8 des TVöD oder bis zu einem entspre-
chenden Entgelt (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO), 

 
7. die vorübergehende Übertragung einer höher zu bewertenden Tätigkeit auf eine Arbeit-

nehmerin oder einen Arbeitnehmer im Geltungsbereich des TVöD oder eines entspre-
chenden Tarifvertrags, 

 
8. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschäfte (Art. 37 Abs. 3 GO), 

 
9. die Aufgaben als Vorsitzende des Verwaltungsrats selbstständiger Kommunalunterneh-

men des öffentlichen Rechts (Art. 90 Abs. 3 Satz 2 GO),  
 

10. die Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1 GO).  
 
In Bezug auf die Fernwärme Bergkirchen GmbH werden der ersten Bürgermeisterin die 
Entscheidungen über Rechtsgeschäfte bis zu einem bestimmten Betrag 48.000 €, die 
der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedürfen zur selbständigen Erledigung 
übertragen (Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO). 

 
(2) Zu den Aufgaben der ersten Bürgermeisterin gehören insbesondere auch: 
 
1.  in Personalangelegenheiten der Gemeindebediensteten:  
 

a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften sowie etwaiger 
Grundsatzbeschlüsse des Gemeinderats, 
 

b) Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentätigkeiten.  
 
2. in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen für die Gemeinde: 
 

a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln  
 

-  im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien des 
Gemeinderats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Höhe festge-
legt sind,  

- im Übrigen bis zu einem Betrag von 48.000 € im Einzelfall,  
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b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung 
von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beiträgen und Gebühren sowie von sonsti-
gen Forderungen bis zu folgenden Beträgen im Einzelfall:  

 
-  Erlass    4.800 € 
-  Niederschlagung  24.000 € 
-  Stundung bis 1 Jahr  48.000 € 
- Stundung über 1 Jahr  24.000 € 
-  Aussetzung der Vollziehung  24.000 €  
 

c) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 24.000 € 
und über außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 12.000 € im Einzelfall, 
soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist (Art. 66 Abs. 1 Satz 1 
GO),  

 
d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen für die Gemeinde, insbe-

sondere der Abschluss von Verträgen (mit unter Grundstücksverträge, Straßengestat-
tungsverträge, etc.) und sonstiger Rechtsgeschäfte sowie die Wahrnehmung von 
Rechten und Pflichten der Gemeinde, bis zu einem Betrag oder – falls dieser zum 
Zeitpunkt der Handlung oder des Unterlassens nicht feststeht – einer Wertgrenze o-
der einem geschätzten Auftragswert von 48.000 €,  

 
e) Eintragungen von Grunddienstbarkeiten bezüglich der für die Gemeinde in Abteilung 

II des Grundbuchs, beschränkt persönliche Dienstbarkeiten sowie Vormerkungen 
Löschungsbewilligungen, Freigabeerklärungen sowie Rangrücktrittserklärungen hin-
ter anderer Belastungen in Abteilung II und III des Grundbuchs, 

 
f) Nachträge zu Verträgen und Rechtsgeschäften außerhalb der Bewirtschaftungsbe-

fugnis nach Buchst. a (entweder bereits ohne Nachtrag oder erstmalig aufgrund 
Summierung mit Nachträgen), die einzeln oder zusammen die ursprünglich vereinbar-
te Auftragssumme um nicht mehr als 10 %, insgesamt jedoch nicht mehr als 24.000 € 
erhöhen, 
 

g) die Gewährung von Zuschüssen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungsüberlas-
sung von Räumen, an Vereine und Verbände bis zu einem Betrag von 4.800 €  je 
Einzelfall. 

 
3. in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten: 
 

a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschließlich Abhilfeverfahren, die Abgabe von 
Prozesserklärungen einschließlich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmitteln und 
Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats an eine Prozessbevoll-
mächtigte oder einen Prozessbevollmächtigten, wenn die finanzielle Auswirkung auf 
die Gemeinde bzw., falls diese nicht bestimmbar ist, der Streitwert voraussichtlich 
48.000 € nicht übersteigt und die Angelegenheit keine grundsätzliche Bedeutung hat,  
 

b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, soweit sie nicht dem Gemein-
derat oder einem Ausschuss vorbehalten sind (§§ 2, 9), insbesondere Staatsangehö-
rigkeits- und Personenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht und Statistik, Gesund-
heits- und Veterinärwesen, öffentliches Versicherungswesen, Lastenausgleich. 

 
4. in Bauangelegenheiten: 
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a) die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO, 
 

b) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB bei Nichtbeste-
hen eines Vorkaufsrechts. 
 

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2 
der Zeitraum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum 
nicht bestimmbar, so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen.  
 
(4) Soweit die Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 7 und Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz 1 
GO fallen, werden sie hiermit der ersten Bürgermeisterin gemäß Art. 37 Abs. 2 GO zur 
selbstständigen Erledigung übertragen.  
 
 

§ 14  
Vertretung der Gemeinde nach außen 

 

(1) Die Befugnis der ersten Bürgermeisterin zur Vertretung der Gemeinde nach außen bei 
der Abgabe von rechtserheblichen Erklärungen (Art. 38 Abs. 1 GO) beschränkt sich auf den 
Vollzug der einschlägigen Beschlüsse des Gemeinderats und der beschließenden Aus-
schüsse, soweit die erste Bürgermeisterin nicht gemäß § 13 zum selbstständigen Handeln 
befugt ist. 
 
(2) Die erste Bürgermeisterin kann im Rahmen ihrer Vertretungsbefugnis unter Beachtung 
des Art. 39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollmacht zur Vertretung der Gemeinde erteilen. 
 
 

§ 15  
Abhalten von Bürgerversammlungen 

 
(1) 1Die erste Bürgermeisterin beruft mindestens einmal jährlich, auf Verlangen des Ge-
meinderats auch öfter, eine Bürgerversammlung ein (Art. 18 Abs. 1 GO). 2Den Vorsitz in 
der Versammlung führt die erste Bürgermeisterin oder eine von ihr bestellte Vertretung. 
 
(2) Auf Antrag von Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürgern nach Art. 18 Abs. 2 GO 
beruft die erste Bürgermeisterin darüber hinaus eine weitere Bürgerversammlung ein, die 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Gemeinde stattzufinden hat. 
 
 

§ 16 
Sonstige Geschäfte 

 
Die Befugnisse der ersten Bürgermeisterin, die außerhalb der Gemeindeordnung gesetzlich 
festgelegt sind (z. B. Wahrnehmung der standesamtlichen Geschäfte, Aufnahme von Not-
testamenten usw.), bleiben unberührt. 
 
 
 

2. Stellvertretung 
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§ 17  
Weitere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, weitere Stellvertretung, Aufgaben 

 
(1) Die erste Bürgermeisterin wird im Fall der Verhinderung von dem zweiten Bürgermeister 
und, wenn dieser ebenfalls verhindert ist, von dem dritten Bürgermeister vertreten (Art. 39 
Abs. 1 Satz 1 GO). 
 
(2) Für den Fall gleichzeitiger Verhinderung der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister be-
stimmt der Gemeinderat aus seiner Mitte gemäß Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO weitere Stellver-
tretungen in folgender Reihenfolge:  
 
Gemeinderatsmitglied Johann Hörmann und die weitere Stellvertretung jeweils das lebensäl-
teste Ratsmiglied (derzeit, aufgrund der Besetzung des Amtes des dritten Bürgermeisters 
durch Johann Groß ist das nächstlebensälteste Gemeinderatsmitglied Vitalis Glas). 
 
(3) Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter übt im Verhinderungsfall die gesamten gesetzli-
chen und geschäftsordnungsmäßigen Befugnisse der ersten Bürgermeisterin aus. 
 
(4) 1Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorläufiger 
Dienstenthebung oder persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszuüben. 2Ist 
die zu vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsgeschäfte 
auszuüben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der Verhinderung 
nicht vor.  
 
 
 

V. Ortssprecherinnen und Ortssprecher 

 
 

§ 18  
Rechtsstellung, Aufgaben 

 
                                     --- entfällt --- 

 
 

B. Der Geschäftsgang 

 
 

I. Allgemeines 

 
 

§ 19  
Verantwortung für den Geschäftsgang 

 
(1) 1Gemeinderat und erste Bürgermeisterin sorgen für den ordnungsgemäßen Gang der 
Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im eigenen und im 
übertragenen Wirkungskreis und für die Durchführung der gesetzmäßigen Anordnungen und 
Weisungen der Staatsbehörden. 2Sie schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen (Art. 56 
Abs. 2, Art. 59 Abs. 1 GO). 
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(2) 1Eingaben und Beschwerden der Gemeindeeinwohnerinnen und Gemeindeeinwohner an 
den Gemeinderat (Art. 56 Abs. 3 GO) werden durch die Verwaltung vorbehandelt und so-
dann dem Gemeinderat oder dem zuständigen beschließenden Ausschuss vorgelegt. 
2Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich der ersten Bürgermeisterin fallen, erledigt diese 
in eigener Zuständigkeit; in bedeutenden Angelegenheiten unterrichtet sie den Gemeinderat.  
 
 

§ 20  
Sitzungen, Beschlussfähigkeit 

 
 (1) 1Der Gemeinderat beschließt in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). 2Eine Beschlussfassung 
durch mündliche Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausge-
schlossen.  
 
(2) Der Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen 
sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 2 GO). 
 
(3) 1Wird der Gemeinderat wegen Beschlussunfähigkeit in einer früheren Sitzung infolge ei-
ner nicht ausreichenden Zahl anwesender Mitglieder zum zweiten Mal zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Er-
schienenen beschlussfähig. 2Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hinge-
wiesen werden (Art. 47 Abs. 3 GO). 
 
 

§ 20a 
Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung 

 
--- entfällt --- 

 
 

§ 21  
Öffentliche Sitzungen 

 
(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl 
der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen (Art. 52 Abs. 2 
GO). 
 
(2) 1Die öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats sind allgemein zugänglich, soweit der für 
die Zuhörerschaft bestimmte Raum ausreicht. 2Für die Medien ist stets eine angemessene 
Zahl von Plätzen freizuhalten. 3Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedürfen der Zustimmung 
der Vorsitzenden und des Gemeinderats; sie sind auf Verlangen eines einzelnen Mitglieds 
hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. 4Ton- und Bildaufnahmen von Gemeindebediens-
teten und sonstigen Sitzungsteilnehmenden sind nur mit deren Einwilligung zulässig. 
 
(3) Zuhörende, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch die Vorsitzende aus 
dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO). 
 
 

§ 22  
Nichtöffentliche Sitzungen 

 
(1) 1In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:  
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1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, 
2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen. 
 
2Außerdem werden in nichtöffentlicher Sitzung behandelt:  
 
1. Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, deren nichtöffentliche Behandlung 

im Einzelfall von der Aufsichtsbehörde verfügt ist, 
2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder 

nach der Natur der Sache erforderlich ist. 
 
(2) 1Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die dem 
Gemeinderat nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für die Be-
handlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 2Diese Personen sollen zur 
Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet werden. 
 
(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt die erste Bürgermeisterin der 
Öffentlichkeit bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 
Abs. 3 GO).  
 
 
 

II. Vorbereitung der Sitzungen 

 
 

§ 23  
Einberufung 

 
(1) 1Die erste Bürgermeisterin beruft die Gemeinderatssitzungen ein, wenn die Geschäftsla-
ge es erfordert oder wenn ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich oder elektro-
nisch unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 Abs. 2 Sätze 1 und 
2 GO). 2Nach Beginn der Wahlzeit und im Fall des Art. 46 Abs. 2 Satz 2 GO beruft sie die 
Gemeinderatssitzung so rechtzeitig ein, dass die Sitzung spätestens vier Wochen nach Be-
ginn der Wahlzeit (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 GO) oder spätestens am 14. Tag nach Eingang des 
Verlangens stattfinden kann (Art. 46 Abs. 2 Satz 3 GO). 
 
(2) 1Die Sitzungen finden im Sitzungssaal der Gemeinde Bergkirchen statt. 2Die Sitzungen 
des Gemeinderates beginnen regelmäßig in der Sommerzeit um 19.00 Uhr und in der Win-
terzeit um 18.30 Uhr, die Ausschusssitzungen beginnen regelmäßig um 18.30 Uhr, beim 
Umwelt- und Verkehrsausschuss um 18.00 Uhr. 3Regelmäßiger Sitzungstag für Gemeinde-
ratssitzungen ist der Dienstag, für den Bauausschuss der Donnerstag. 4In der Einladung (§ 
25) kann im Einzelfall etwas anderes bestimmt werden. 
 
 

§ 24  
Tagesordnung 

 
(1) 1Die erste Bürgermeisterin setzt die Tagesordnung fest. 2Rechtzeitig eingegangene Anträ-
ge von Gemeinderatsmitgliedern setzt die erste Bürgermeisterin möglichst auf die Tagesord-
nung der nächsten Sitzung. 3Ist das nicht möglich, sind die Anträge in jedem Fall innerhalb von 
3 Monaten auf die Tagesordnung einer Gemeinderatssitzung zu setzen. 4Eine materielle Vor-
prüfung findet nicht statt. 
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(2) 1In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert 
zu benennen, damit es den Gemeinderatsmitgliedern ermöglicht wird, sich auf die Behandlung 
der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten. 2Soweit die Konkretisierungen schutzwürdige Da-
ten enthalten, sollten diese den Gemeinderatsmitgliedern regelmäßig gesondert zur Verfügung 
gestellt werden. 3Das gilt sowohl für öffentliche als auch für nichtöffentliche Gemeinderatssit-
zungen.  
 
 (3) 1Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit 
der Sitzung spätestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsüblich bekannt zu machen (Art. 52 
Abs. 1 GO). 2Die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht. 
 
(4) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung rechtzeitig mitge-
teilt werden. 
 
 

§ 25  
Form und Frist für die Einladung 

 
(1) 1Die Gemeinderatsmitglieder werden schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung oder 
mit ihrem Einverständnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen. 2Im Falle einer elektroni-
schen Einladung werden der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und die 
Tagesordnung durch einen mit dieser E-Mail versandten Link auf ein in einem technisch indi-
viduell gegen Zugriffe Dritter geschützten Bereich (Ratsinformationssystem) eingestelltes und 
abrufbares Dokument mitgeteilt. 3Die Tagesordnung kann bis spätestens zum Ablauf des 3. 
Tages vor der Sitzung ergänzt werden.  
 
(2) Im Falle der elektronischen Ladung geht die Tagesordnung zu, wenn die E-Mail nach Ab-
satz 1 Satz 2 im elektronischen Briefkasten des Empfängers oder bei seinem Provider abruf-
bar eingegangen und üblicherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist. 
 
(3) 1Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beigefügt 
werden, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie 
des Datenschutzes nicht entgegenstehen. 2Die weiteren Unterlagen können schriftlich oder 
elektronisch im Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 2 zur Verfügung gestellt 
werden. 3Hat das Gemeinderatsmitglied sein Einverständnis zur elektronischen Ladung er-
klärt, werden die weiteren Unterlagen grundsätzlich nur elektronisch bereitgestellt.  
 
(4) 1Die Ladungsfrist beträgt 4 Tage; sie kann in dringenden Fällen auf 3 Tage verkürzt wer-
den. 2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der 
Frist nicht mitgerechnet. 
 
 

§ 26  
Anträge 

 
(1) 1Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektronisch 
zu stellen und ausreichend zu begründen. 2Bei elektronischer Übermittlung sind Geheimhal-
tungsinteressen und der Datenschutz zu beachten; schutzwürdige Daten sind in verschlüs-
selter Form zu übermitteln. 3Anträge sollen spätestens am 12. Tag vor der Sitzung bei der 
ersten Bürgermeisterin eingereicht werden. 4Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, 
die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten. 
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(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte An-
träge können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn  
 
1. die Angelegenheit dringlich ist und der Gemeinderat der Behandlung mehrheitlich zu-

stimmt oder 
2. sämtliche Mitglieder des Gemeinderats anwesend sind und kein Mitglied der Behand-

lung widerspricht.  
 
(3) Anträge zur Geschäftsordnung, z. B. Nichtbefassungsanträge, Zurückziehung eines An-
trags u. Ä., Anträge auf Festsetzung eines Ordnungsgelds nach Art. 53 Abs. 3 GO oder ein-
fache Sachanträge, z. B. Änderungsanträge, können auch während der Sitzung und ohne 
Beachtung der Form gestellt werden. 
 
(4) Eingereichte Anträge sind grundsätzlich in der nächstmöglichen Sitzung zu behandeln; 
spätestens jedoch innerhalb von drei Monaten nach Eingang bei der ersten Bürgermeisterin. 
Stellt die Verwaltung innerhalb von 14 Tagen nach Eingang fest, dass für die sachgerechte 
Beschlussfassung besondere Vorbereitungen (z. B. Gutachten, Beteiligungen, Anhörungen 
Dritter) erforderlich sind, so wird der Antrag in der Sitzung behandelt, die auf den Abschluss 
dieser Vorbereitungen folgt; die Vorbereitungsfrist soll in der Regel drei Monate nicht 
überschreiten. 
 
 

III. Sitzungsverlauf 

 
 

§ 27  
Eröffnung der Sitzung 

 
(1) 1Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung. 2Sie stellt die ordnungsgemäße Ladung der 
Gemeinderatsmitglieder sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest und erkun-
digt sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. ³Ferner lässt sie über die Genehmi-
gung der Niederschrift über die vorangegangene öffentliche Sitzung, falls sie mit der Ein-
ladung verschickt wurde, abstimmen. 
 
(2) 1Die Niederschrift über die vorangegangene nichtöffentliche Sitzung liegt während der 
Dauer der Sitzung zur Einsicht für die Gemeinderatsmitglieder auf. 2Die Vorsitzende lässt 
über die Genehmigung der Niederschrift über die vorangegangene nichtöffentliche Sit-
zung zum Schluss der Sitzung abstimmen. 
 
 

§ 28  
Eintritt in die Tagesordnung 

 
(1) 1Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten 
Reihenfolge behandelt. 2Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden. 
 
(2) 1Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden (§ 22), so 
wird darüber vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden (Art. 52 
Abs. 2 Satz 2 GO). 2Wird von vornherein zu einer nichtöffentlichen Sitzung eingeladen, gilt 
die Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht der Gemein-
derat anders entscheidet. 
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(3) 1Die Vorsitzende oder eine von ihr mit der Berichterstattung beauftragte Person trägt den 
Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. 2Anstelle des mündli-
chen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden. 
 
(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss behandelt worden sind, ist der Be-
schluss des Ausschusses bekannt zu geben. 
 
(5) 1Soweit erforderlich, können auf Anordnung der Vorsitzenden oder auf Beschluss des 
Gemeinderats Sachverständige zugezogen und gutachtlich gehört werden. 
2Entsprechendes gilt für sonstige sachkundige Personen. 
 
 

§ 29  
Beratung der Sitzungsgegenstände 

 
(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverständigen, 
eröffnet die Vorsitzende die Beratung. 
 
(2) 1Mitglieder des Gemeinderats, die nach den Umständen annehmen müssen, von der Be-
ratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persönlicher 
Beteiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Bera-
tung der Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte 
dieser Art während der Beratung erkennbar werden. 3Das wegen persönlicher Beteiligung 
ausgeschlossene Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung seinen Platz am Bera-
tungstisch zu verlassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei 
nichtöffentlicher Sitzung verlässt es den Raum.  
 
(3) 1Sitzungsteilnehmende dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen von der Vorsitzen-
den erteilt wird. 2Die Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. 
3Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet die Vorsitzende über die Reihenfolge. 4Bei 
Wortmeldungen „zur Geschäftsordnung“ ist das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen. 
5Zuhörenden kann das Wort nicht erteilt werden. 
 
(4) 1Rednerinnen und Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den 
Gemeinderat. 2Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt be-
ziehen. 
 
(5) 1Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig: 
 
1. Anträge zur Geschäftsordnung,  
2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden 

Antrags. 
 
2Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst 
findet insoweit nicht statt.  
 
(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung von der Vorsitzenden 
geschlossen. 
 
(7) 1Bei Verstoß gegen die vorstehenden Regeln zu Redebeiträgen ruft die Vorsitzende zur 
Ordnung und macht die betreffende Person auf den Verstoß aufmerksam. 2Bei weiteren Ver-
stößen kann die Vorsitzende ihr das Wort entziehen. 
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(8) Gegen Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung erheblich stören, kann die Vorsit-
zende mit Zustimmung des Gemeinderats ein Ordnungsgeld bis zu 200,00 €, im Wiederho-
lungsfall bis zu 400,00 €, festsetzen. Ein Wiederholungsfall im Sinne von Satz 1 liegt vor, 
wenn gegenüber dem Mitglied innerhalb derselben Sitzung bereits ein Ordnungsgeld festge-
setzt wurde (Art. 53 Abs. 3 GO). 
 
(9) 1Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, sodass der 
Sitzungsfortgang unmöglich gemacht oder jedenfalls wesentlich erschwert wird, kann die 
Vorsitzende mit Zustimmung des Gemeinderats von der Sitzung ausschließen. ²Über den 
Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet der Gemeinderat (Art. 53 Abs. 2 GO). 
 
(10) 1Die Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ordnung 
im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. 2Eine unterbro-
chene Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen Einladung 
hierzu bedarf es nicht. 3Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung un-
terbrochen wurde. 4Die Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt. 
 
 

§ 30  
Abstimmung 

 
(1) 1Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf „Schluss der 
Beratung" schließt die Vorsitzende die Beratung und lässt über den Beratungsgegenstand 
abstimmen. 2Sie vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit (§ 20 Abs. 2 und 3) ge-
geben ist. 
 
(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihen-
folge abgestimmt: 
 
1. Anträge zur Geschäftsordnung,  
2.  Anträge, die mit dem Beschluss eines Ausschusses übereinstimmen; über sie ist vor 

allen anderen Anträgen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen, 
3. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen größeren Auf-

wand erfordern oder einschneidendere Maßnahmen zum Gegenstand haben, 
4. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter die 

Nrn. 1 bis 3 fällt. 
 
(3) 1Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. 2Über einzelne Teile eines 
Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder die Vorsitzende eine 
Teilung vornimmt. 
 
(4) 1Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. 2Die Vorsitzende formuliert die zur 
Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit „ja" oder „nein" beantwortet werden kann. 
3Grundsätzlich wird in der Reihenfolge „ja" - „nein" abgestimmt.  
 
(5) 1Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss des 
Gemeinderats durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden 
gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. 2Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird dadurch ein ausnahmsweise 
negativ formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet dies nicht die Beschlussfassung über das 
Gegenteil. 3Kein Mitglied des Gemeinderats darf sich der Stimme enthalten (Art. 48 Abs. 1 
Satz 2 GO). 
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(6) 1Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch die Vorsitzende zu zählen. 2Das Abstim-
mungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben; dabei ist festzustel-
len, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 
 
(7) 1Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die 
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder, 
die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden sind. 2In 
einer späteren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein bereits zur 
Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt werden, 
wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Beratungs-
gegenstand ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt wurde.  
 
 

§ 31  
Wahlen 

 
(1) Für Entscheidungen des Gemeinderats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen 
Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art. 51 Abs. 3 GO, soweit in anderen 
Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmt ist. 
 
(2) 1Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. 2Ungültig sind 
insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des 
oder der Gewählten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzeichen oder 
ähnlichem das Wahlgeheimnis verletzen können.  
 
(3) 1Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 2Ist min-
destens die Hälfte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. 3Ist die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und erhält niemand mehr als die Hälfte der abge-
gebenen gültigen Stimmen, findet eine Stichwahl unter den beiden sich bewerbenden Per-
sonen mit den höchsten Stimmenzahlen statt. 4Haben im ersten Wahlgang mehr als zwei 
Personen die gleiche höchste Stimmenzahl, wird die Wahl wiederholt. 5Haben mehrere Per-
sonen die gleiche zweithöchste Stimmenzahl, entscheidet das Los darüber, wer von ihnen in 
die Stichwahl kommt. 6Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das 
Los. 
 
  

§ 32  
Anfragen 

 
1Die Gemeinderatsmitglieder können in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung an 
die Vorsitzende Anfragen über solche Gegenstände richten, die in die Zuständigkeit des 
Gemeinderats fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen. 2Nach Möglichkeit sollen die 
Vorsitzende oder anwesende Gemeindebedienstete solche Anfragen sofort beantworten. 3Ist 
das nicht möglich, so werden sie in der nächsten Sitzung oder schriftlich beantwortet. 4Eine 
Aussprache über Anfragen findet in der Sitzung grundsätzlich nicht statt. 
 
 

§ 33 Beendigung der Sitzung 
Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schließt die Vorsitzende die Sit-
zung. 
 
 

IV. Sitzungsniederschrift 



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
öffentliche und teilweise nicht öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Öffentlicher 
Teil 
am  12.05.2026 

 
 

Seite: 39 

 

§ 34  
Form und Inhalt 

 
(1) 1Über die Sitzungen des Gemeinderats werden Niederschriften gefertigt, deren Inhalt sich 
nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. 2Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen und 
nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt. 3Niederschriften sind jahrgangsweise zu 
binden. 2Falls keine Buchstärke vorhanden ist, werden die Niederschriften entsprechend 
zusammengefasst. 
 
(2) 1Als Hilfsmittel für das Anfertigen der Niederschrift können Tonaufnahmen gefertigt wer-
den. 2Der Tonträger ist unverzüglich nach Genehmigung der Niederschrift zu löschen und 
darf Außenstehenden nicht zugänglich gemacht werden. 
 
(3) 1Ist ein Mitglied des Gemeinderats bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies in 
der Niederschrift besonders zu vermerken. 2Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der Nie-
derschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).  
 
(4) Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden und von der Schriftführerin oder dem Schrift-
führer zu unterzeichnen und vom Gemeinderat zu genehmigen (Art. 54 Abs. 2 GO). 
 
(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten geführt. 
 
 

§ 35  
Einsichtnahme und Abschrifterteilung 

 
(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle Gemeindebürgerinnen und 
Gemeindebürger Einsicht nehmen und sich gegen Kostenerstattung Kopien für den Eigen-
gebrauch erteilen lassen; dasselbe gilt für auswärts wohnende Personen hinsichtlich ihres 
Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Gemeindegebiet (Art. 54 Abs. 3 
Sätze 2 bis 4 GO). 
 
(2) 1Gemeinderatsmitglieder können jederzeit die Niederschriften über öffentliche und nicht-
öffentliche Sitzungen einsehen und sich Kopien der Niederschriften der öffentlichen Sitzun-
gen für den Eigengebrauch erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von Be-
schlüssen, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst wurden, können sie verlangen, wenn die 
Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 i.V.m. Art. 54 Abs. 3 Satz 1 
GO). 
 
(3) 1Niederschriften über öffentliche Sitzungen können den Gemeinderatsmitgliedern im 
Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt werden. 2Gleiches gilt für Beschlüsse, die in 
nichtöffentlicher Sitzung gefasst wurden, wenn die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind. 
 
(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Niederschriften früherer Wahlzeiten. 
 
(5) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Gemeinderatsmitglieder jederzeit die 
Berichte über die Prüfungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden nicht erteilt. 
 
 

V. Geschäftsgang der Ausschüsse 
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§ 36  
Anwendbare Bestimmungen 

 
(1) 1Für den Geschäftsgang der Ausschüsse gelten die §§ 19 bis 35 sinngemäß. 
2Gemeinderatsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehören, erhalten die Ladungen zu 
den Sitzungen nebst Tagesordnung nachrichtlich. 

 
(2) 1Mitglieder des Gemeinderats können in der Sitzung eines Ausschusses, dem sie nicht 
angehören, nur als Zuhörende anwesend sein. 2Berät ein Ausschuss über den Antrag eines 
Gemeinderatsmitglieds, das diesem Ausschuss nicht angehört, so gibt der Ausschuss ihm 
Gelegenheit, seinen Antrag mündlich zu begründen. 3Satz 1 und 2 gelten für öffentliche und 
nichtöffentliche Sitzungen.  
 
 
 

VI. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen 
 
 

§ 37  
Art der Bekanntmachung 

 
1Satzungen und Verordnungen werden im ausschließlich digital veröffentlichten Amtsblatt der 
Gemeinde über das Internet unter https://www.bergkirchen.de/amtsblatt (URL der öffentlich zu-
gänglichen Internetseite der Gemeinde) amtlich bekannt gemacht. 2Soweit eine zusätzliche 
analoge Form der Bekanntmachung gesetzlich zwingend erforderlich ist, erfolgen Bekanntma-
chungen im ausschließlich digital veröffentlichten Amtsblatt nach Satz 1 und zusätzlich durch 
Niederlegung zur Einsichtnahme in der Verwaltung der Gemeinde und Bekanntgabe der Nie-
derlegung an der Gemeindetafel. Die Gemeindetafeln befinden sich wie folgt: 
 
1. Bergkirchen, Rathaus, Johann-Michael-Fischer-Str. 1  

2. Bibereck, Biberecker Str. 4  

3. Oberbachern, Dorfstraße bei Kirche  

4. Unterbachern, Ludwig-Thoma-Str. Bushaltestelle beim Schützenheim  

5. Breitenau, Gewerbegebiet  
 
6. Günding, St.-Vitus-Str. beim Feuerwehrhaus  

7. Günding, Brucker Straße (Bulachbrücke)  

8. Neuhimmelreich, Kreuzung Eschenrieder/Himmelreichstraße  

9. Eschenried, Münchner Straße Einfahrt Kulturhaus  

10. Gröbenried, Langwieder Str., Gröbenbachbrücke  

11. Feldgeding, Dachauer Straße, Burschenhaus  

12. Eisolzried, Kreisstraße beim Gasthaus Burgmair  

https://www.bergkirchen.de/amtsblatt
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13. Deutenhausen, Blumenstraße 1  

14. Kreuzholzhausen, Am Kirchberg bei der Kirche  

15. Lauterbach, Prieler Str. 8  

16. Palsweis, St.-Urban-Straße beim Maibaum  

17. Bergkirchen-Lus, Zweigstr. 13  

18. Priel, Bushaltestelle  

19. Gewerbegebiet GADA – Kreuzackerstraße, Bushaltestelle  
 
Der Anschlag an der Gemeindetafel erfolgt erst, wenn der bekannt zu machende Text in der 
Verwaltung niedergelegt ist, und wird frühestens nach 14 Tagen wieder abgenommen. Es 
wird schriftlich oder elektronisch festgehalten, wann der Anschlag angebracht und wann er 
wieder abgenommen wurde; dieser Vermerk wird zu den Akten genommen. 
 
 
 

C. Schlussbestimmungen 

 
 

§ 38  
Änderung der Geschäftsordnung 

 
Vorstehende Geschäftsordnung kann durch Beschluss des Gemeinderats geändert werden. 
 
 

§ 39  
Verteilung der Geschäftsordnung 

 
1Jedem Mitglied des Gemeinderats ist ein Exemplar der Geschäftsordnung auszuhändigen. 
2Im Übrigen liegt die Geschäftsordnung zur allgemeinen Einsicht in der Verwaltung der Ge-
meinde auf.  
 
 

§ 40  
Inkrafttreten 

 
1Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 13.05.2026 in Kraft. ²Gleichzeitig tritt die Ge-
schäftsordnung vom 18.05.2020 außer Kraft.  
 
 
Bergkirchen, den  

 
 
 
Dagmar Wagner 
Erste Bürgermeisterin 
Gemeinde Bergkirchen 
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Die Gemeinderatsmitglieder von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN legten einen Sachantrag vor, mit 
dem in § 5 Abs. 1 der Geschäftsordnung die Mindestfraktionsstärke von bisher drei auf zwei 
Mitglieder herabgesetzt werden soll. Nach Darstellung der Antragsteller sei die vorgeschlagene 
Anpassung rein formeller Natur; sie diene dazu, eine Fraktionsbildung von bis zu sechs Fraktio-
nen zu ermöglichen, die tatsächlichen Gruppierungen im Gemeinderat besser widerzuspiegeln 
und eine einheitliche Regelung zu schaffen, ohne bestehende Arbeitsabläufe zu verändern. In 
der anschließenden Beratschlagung wurde beschlossen, vorerst an der Mindestzahl von drei 
Mitgliedern festzuhalten; das Thema kann bei Bedarf zu einem späteren Zeitpunkt erneut auf-
gegriffen werden, da die Geschäftsordnung während der Wahlzeit änderbar ist. 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Geschäftsordnung des Gemeinderats Bergkirchen für die 
Wahlzeit 2020–2026 ab dem 1. Mai 2026 in der vorliegenden Fassung, wie im Sachverhalt dar-
gelegt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

7. Entschädigung der Gemeinderatsmitglieder, Referenten und Be-
auftragten 

 
Sachverhalt: 
 
Als Rechtsgrundlage für die Regelung von Aufwandsentschädigungen dient Art. 20a GO, wo-
nach Ehrenamtliche für die in der Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeinde-
verfassungsrechts näher geregelten notwendigen Teilnahmen an Gemeinderatssitzungen und 
Ausschüssen eine Entschädigung erhalten. Auf diese Entschädigung kann nicht verzichtet und 
der Anspruch nicht übertragen werden. 
 
Vor diesem Hintergrund schlägt die Vorsitzende vor, die Regelungen zu Aufwandsentschädi-
gungen für die ehrenamtlichen Mitglieder des Gemeinderats in der Satzung zur Regelung von 
Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts verbindlich festzuschreiben und die Höhe der 
Entschädigungen wie in der vorherigen Wahlzeit zu belassen. Konkret sollen die ehrenamtli-
chen Gemeinderatsmitglieder eine pauschale Jahresentschädigung in Höhe von 300,00 € als 
Ausgleich unter anderem für die Bereitstellung eigener IT erhalten; darüber hinaus soll für die 
notwendige Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses ein Sitzungs-
geld von je 45,00 € gewährt werden. Gemeinderatsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte 
sind, sollen zudem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls haben. Selbst-
ständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 25,00 € je voller Stunde für den Ver-
dienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist. Gemeinde-
ratsmitglieder, denen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der 
Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft 
ausgeglichen werden kann, erhalten ebenfalls eine Pauschalentschädigung von 25,00 € je vol-
ler Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag gewährt. Für aus-
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wärtige Tätigkeiten erhalten die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder Reisekosten und Ta-
gegelder nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 
Ebenfalls sollen in der Satzung, als ergänzende Regelung, die Vergütungen für bestimmte Re-
ferenten und Beauftragte in der bisherigen Höhe festgeschrieben werden. Hierzu gehört: Ju-
gendreferent 300,00 € jährlich; stellvertretender Jugendreferent 50,00 € jährlich; Kulturreferent 
1.200,00 € jährlich; Vereinsreferent 600,00 € jährlich. Weiterhin sollen die Beauftragten folgen-
de jährliche Entschädigungen erhalten: Seniorenbeauftragter 600,00 € jährlich; Behindertenbe-
auftragter 600,00 € jährlich. 
 
Der Gemeinderat beriet über die Höhe der Aufwandsentschädigung. Als Gründe für eine An-
passung wurde die Wertschätzung der Gemeinderatsmitglieder sowie eine Angleichung an die 
allgemeine Preisentwicklung (Inflation) genannt. Im Rahmen der Beratung wurde außerdem 
erörtert, die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung des Jugendreferenten entsprechend 
anzupassen und einen Betrag von 150,00 € vorzusehen. Abschließend wurde ein Vorschlag 
des Gemeinderatsmitglieds Emma Stremplat diskutiert, die Erstattung von Kinderbetreuungs-
kosten bei Bedarf auf Antrag aufzunehmen; die entsprechende Entschädigungsoption wurde in 
die Vorlage aufgenommen.  
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt,  
 

1. in der Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts für 
die ehrenamtlich tätigen Mitglieder des Gemeinderats ein Sitzungsgeld in Höhe von 
45,00 € je Teilnahme an einer Sitzung des Gemeinderats oder eines Ausschusses, eine 
jährliche Pauschalentschädigung in Höhe von 300,00 € sowie im Falle eines Verdienst-
ausfalls eine Pauschalentschädigung von 25,00 € je voller Stunde festzusetzen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 20 

Nein:   1 

Pers. beteiligt:  

 
 

2. dem Jugendreferenten für seine Tätigkeit eine jährliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 300,00 € zu gewähren. Diese Entschädigung wird zur pauschalen Abgeltung des mit 
dem Amt verbundenen zeitlichen Aufwands sowie des damit verbundenen Kostenauf-
wands gewährt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  
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3. dem stellvertretenden Jugendreferenten für seine Tätigkeit eine jährliche Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 150,00 € zu gewähren. Diese Entschädigung wird zur pauscha-
len Abgeltung des mit dem Amt verbundenen zeitlichen Aufwands sowie des damit ver-
bundenen Kostenaufwands gewährt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

4. dem Kulturreferenten für seine Tätigkeit eine jährliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 1.200,00 € zu gewähren. Diese Entschädigung wird zur pauschalen Abgeltung des 
mit dem Amt verbundenen zeitlichen Aufwands sowie des damit verbundenen Kosten-
aufwands gewährt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

5. dem Vereinsreferenten für seine Tätigkeit eine jährliche Aufwandsentschädigung in Hö-
he von 600,00 € zu gewähren. Diese Entschädigung wird zur pauschalen Abgeltung des 
mit dem Amt verbundenen zeitlichen Aufwands sowie des damit verbundenen Kosten-
aufwands gewährt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

6. dem Behindertenbeauftragten für seine Tätigkeit eine jährliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 600,00 € zu gewähren. Diese Entschädigung wird zur pauschalen Abgel-
tung des mit dem Amt verbundenen zeitlichen Aufwands sowie des damit verbundenen 
Kostenaufwands gewährt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  
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7. dem Seniorenbeauftragten für seine Tätigkeit eine jährliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 600,00 € zu gewähren. Diese Entschädigung wird zur pauschalen Abgeltung 
des mit dem Amt verbundenen zeitlichen Aufwands sowie des damit verbundenen Kos-
tenaufwands gewährt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

8. dass Entschädigungen für nachgewiesene Betreuungskosten von Gemeinderatsmitglie-
dern bei Bedarf auf Antrag ersetzt werden; die konkrete Höhe der Entschädigung wird 
zu einem späteren Zeitpunkt durch den Gemeinderat festgelegt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

8. Erlass einer Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Ge-
meindeverfassungsrechts 

 
Sachverhalt: 
 
Zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts wird folgender Satzungs-
erlass vorgeschlagen: 
 

Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts der Gemeinde Bergkirchen 

 
 
Die Gemeinde Bergkirchen erlässt aufgrund der Art.20 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 32, 33, 
34 Abs. 2 und 4, 35 Abs. 1 Satz 2, 40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), 
folgende Satzung: 
 

§ 1 
 

Zusammensetzung des Gemeinderats 
 
Der Gemeinderat besteht aus der ersten Bürgermeisterin (§ 4) und 20 ehrenamtlichen Mitglie-
dern. 
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§ 2 
 

Ausschüsse 
 
(1) Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende stän-
dige Ausschüsse: 
 
a) den Bauausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 8 ehrenamtlichen Gemeinderats-

mitgliedern, 
b) den Jugend-, Sozial- und Kulturausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 6 ehren-

amtlichen Gemeinderatsmitgliedern, 
c) den Umwelt- und Verkehrsausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 6 ehrenamtli-

chen Gemeinderatsmitgliedern, 
d) den Energie- und Wirtschaftsausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 6 ehrenamtli-

chen Gemeinderatsmitgliedern, 
e) den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus 5 Mitgliedern des Gemeinderats.  
 
(2) 1Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchst. a bis d genannten Ausschüssen führt die erste Bür-
germeisterin. 2Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein vom Gemeinderat be-
stimmtes Ausschussmitglied. 
 
(3) 1Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit die Geschäftsordnung dies vorsieht und der 
Gemeinderat selbst zur Entscheidung zuständig ist. 2Im Übrigen beschließen sie anstelle des 
Gemeinderats (beschließende Ausschüsse).  
 
(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, 
soweit es nicht durch gesetzliche Bestimmungen festgelegt ist.  
 

§ 3 
 

Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder; 
Entschädigung; Referenten; Beauftragte 

 
(1) 1Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung 
bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse. 
2Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefug-
nisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.  
 
(2) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 
einen Pauschalbetrag von jährlich 300,00 € und ein Sitzungsgeld von je 45,00 € für die notwen-
dige Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses.  
 
(3) 1Gemeinderatsmitglieder, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer sind, haben außerdem 
Anspruch auf Ersatz des ihnen aufgrund der notwendigen Teilnahme an Sitzungen entstande-
nen nachgewiesenen Verdienstausfalls. 2Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschä-
digung von 25,00 € je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis ihrer be-
ruflichen Tätigkeit entstanden ist. 3Sonstige Gemeinderatsmitglieder, denen im beruflichen oder 
häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine 
Pauschalentschädigung von 25,00 € je volle Stunde. 4Nachgewiesene Kosten für eine notwen-
dige Betreuung von im Haushalt der ehrenamtlich tätigen Gemeinderatsmitgliedern lebenden 
 
a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
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b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, oder 
c) Angehörige im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach § 15 
Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) 
 

werden ersetzt. 5Die Höchstbeträge für jede volle Stunde der Sitzungsdauer werden durch den 
Gemeinderat in einer Satzungsänderung zum Zeitpunkt einer konkreten Antragstellung bei Be-
darf festgelegt.  
 
6Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag gewährt. 
 
(4) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten 
und Tagegelder nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 
(5) Die Referenten erhalten für ihre Tätigkeit folgende jährliche Entschädigungen: 
 
a) Jugendreferent     300,00 € 
b) stv. Jugendreferent    150,00 € 
c) Kulturreferent  1.200,00 € 
d) Vereinsreferent     600,00 € 
 
(6) Die Beauftragten erhalten für ihre Tätigkeit folgende jährliche Entschädigungen: 
 
a) Seniorenbeauftragten     600,00 € 
b) Behindertenbeauftragten    600,00 € 
 

§ 4 
 

Erste Bürgermeisterin / Erster Bürgermeister 
 
Die erste Bürgermeisterin ist Beamtin auf Zeit.  
 

§ 5 
 

Weitere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
 
Die weiteren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind Ehrenbeamte. 
 

§ 6  
 

Inkrafttreten 
 
1Diese Satzung tritt am 13.05.2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von 
Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts vom 18.05.2020 außer Kraft.  
 
 
Bergkirchen, den 
 
 
 
Dagmar Wagner 
Erste Bürgermeisterin 
Gemeinde Bergkirchen 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindever-
fassungsrecht wie folgt zu erlassen: 

 

Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts der Gemeinde Bergkirchen 

 
 
Die Gemeinde Bergkirchen erlässt aufgrund der Art.20 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 32, 33, 
34 Abs. 2 und 4, 35 Abs. 1 Satz 2, 40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), 
folgende Satzung: 
 

§ 1 
 

Zusammensetzung des Gemeinderats 
 
Der Gemeinderat besteht aus der ersten Bürgermeisterin (§ 4) und 20 ehrenamtlichen Mitglie-
dern. 
 

§ 2 
 

Ausschüsse 
 
(1) Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende stän-
dige Ausschüsse: 
 
f) den Bauausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 8 ehrenamtlichen Gemeinderats-

mitgliedern, 
g) den Jugend-, Sozial- und Kulturausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 6 ehren-

amtlichen Gemeinderatsmitgliedern, 
h) den Umwelt- und Verkehrsausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 6 ehrenamtli-

chen Gemeinderatsmitgliedern, 
i) den Energie- und Wirtschaftsausschuss, bestehend aus der Vorsitzenden und 6 ehrenamtli-

chen Gemeinderatsmitgliedern, 
j) den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus 5 Mitgliedern des Gemeinderats.  
 
(2) 1Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchst. a bis d genannten Ausschüssen führt die erste Bür-
germeisterin. 2Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein vom Gemeinderat be-
stimmtes Ausschussmitglied. 
 
(3) 1Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit die Geschäftsordnung dies vorsieht und der 
Gemeinderat selbst zur Entscheidung zuständig ist. 2Im Übrigen beschließen sie anstelle des 
Gemeinderats (beschließende Ausschüsse).  
 
(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, 
soweit es nicht durch gesetzliche Bestimmungen festgelegt ist.  
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§ 3 
 

Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder; 
Entschädigung; Referenten; Beauftragte 

 
(1) 1Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung 
bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse. 
2Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefug-
nisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.  
 
(2) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 
einen Pauschalbetrag von jährlich 300,00 € und ein Sitzungsgeld von je 45,00 € für die notwen-
dige Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses.  
 
(3) 1Gemeinderatsmitglieder, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer sind, haben außerdem 
Anspruch auf Ersatz des ihnen aufgrund der notwendigen Teilnahme an Sitzungen entstande-
nen nachgewiesenen Verdienstausfalls. 2Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschä-
digung von 25,00 € je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis ihrer be-
ruflichen Tätigkeit entstanden ist. 3Sonstige Gemeinderatsmitglieder, denen im beruflichen oder 
häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine 
Pauschalentschädigung von 25,00 € je volle Stunde. 4Nachgewiesene Kosten für eine notwen-
dige Betreuung von im Haushalt der ehrenamtlich tätigen Gemeinderatsmitgliedern lebenden 
 
a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, oder 
c) Angehörige im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach § 15 
Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) 
 

werden ersetzt. 5Die Höchstbeträge für jede volle Stunde der Sitzungsdauer werden durch den 
Gemeinderat in einer Satzungsänderung zum Zeitpunkt einer konkreten Antragstellung bei Be-
darf festgelegt.  
 
6Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag gewährt. 
 
(4) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten 
und Tagegelder nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 
(5) Die Referenten erhalten für ihre Tätigkeit folgende jährliche Entschädigungen: 
 
e) Jugendreferent     300,00 € 
f) stv. Jugendreferent    150,00 € 
g) Kulturreferent  1.200,00 € 
h) Vereinsreferent     600,00 € 
 
(6) Die Beauftragten erhalten für ihre Tätigkeit folgende jährliche Entschädigungen: 
 
c) Seniorenbeauftragten     600,00 € 
d) Behindertenbeauftragten    600,00 € 
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§ 4 
 

Erste Bürgermeisterin / Erster Bürgermeister 
 
Die erste Bürgermeisterin ist Beamtin auf Zeit.  
 

§ 5 
 

Weitere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
 
Die weiteren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind Ehrenbeamte. 
 

§ 6  
 

Inkrafttreten 
 
1Diese Satzung tritt am 13.05.2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von 
Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts vom 18.05.2020 außer Kraft.  
 
 
Bergkirchen, den 
 
 
 
Dagmar Wagner 
Erste Bürgermeisterin 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 20 

Nein:   1 

Pers. beteiligt:  

 
 

9. Besetzung von Ausschüssen 
 

9.1. Jugend-, Sozial- und Kulturausschuss 
 
Sachverhalt: 
 
Der vorberatende Jugend-, Sozial- und Kulturausschuss besteht aus 6 ehrenamtlichen Ge-
meinderatsmitgliedern und der Ersten Bürgermeisterin als Vorsitzenden und der Zweiten Bür-
germeisterin/dem Zweiten Bürgermeister als stellvertretenden Vorsitzenden für die Wahlzeit 
vom 01.05.2026 bis 30.04.2032. Nach dem Sitzverteilungsverfahren Hare/Niemeyer liegt fol-
gende Sitzverteilung sowie –besetzung vor: 
 
CSU:   5 x 6 : 20 = 1,50 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
 
AfD:   1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
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GRÜNE:  2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
SPD:   1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
WG Eis-Ltb-Khs: 4 x 6 : 20 = 1,20 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
 
FW Bergkirchen: 2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
WG Bachern:  2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
FW Feldgeding: 2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
WG Günding/Neuh: 1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Besetzung des Jugend-, Sozial und Kulturausschusses anhand des 
Sitzverteilungsverfahren Hare/Niemeyer zustimmend zur Kenntnis. Die Sitzverteilung ist wie 
folgt: 
 
CSU: 1 / GRÜNE: 1 / WG Eis-Ltb-Khs: 1 / FW Bergkirchen: 1 / WG Bachern: 1 / FW Feldge-
ding: 1 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

9.2. Umwelt- und Verkehrsausschuss 
 
Sachverhalt: 
 
Der vorberatende Umwelt- und Verkehrsausschuss besteht aus 6 ehrenamtlichen Gemeinde-
ratsmitgliedern und der Ersten Bürgermeisterin als Vorsitzenden und der Zweiten Bürgermeiste-
rin/dem Zweiten Bürgermeister als stellvertretenden Vorsitzenden für die Wahlzeit vom 
01.05.2026 bis 30.04.2032. Nach dem Sitzverteilungsverfahren Hare/Niemeyer liegt folgende 
Sitzverteilung sowie –besetzung vor: 
 
CSU:   5 x 6 : 20 = 1,50 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
 
AfD:   1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
GRÜNE:  2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
SPD:   1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
WG Eis-Ltb-Khs: 4 x 6 : 20 = 1,20 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
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FW Bergkirchen: 2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
WG Bachern:  2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
FW Feldgeding: 2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
WG Günding/Neuh: 1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Besetzung des Umwelt- und Verkehrsausschusses anhand des 
Sitzverteilungsverfahren Hare/Niemeyer zustimmend zur Kenntnis. Die Sitzverteilung ist wie 
folgt: 
 
CSU: 1 / GRÜNE: 1 / WG Eis-Ltb-Khs: 1 / FW Bergkirchen: 1 / WG Bachern: 1 / FW Feldge-
ding: 1 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

9.3. Energie- und Wirtschaftsausschuss 
 
Sachverhalt: 
 
Der vorberatende Energie- und Wirtschaftsausschuss besteht aus 6 ehrenamtlichen Gemeinde-
ratsmitgliedern und der Ersten Bürgermeisterin als Vorsitzenden und der Zweiten Bürgermeiste-
rin/dem Zweiten Bürgermeister als stellvertretenden Vorsitzenden für die Wahlzeit vom 
01.05.2026 bis 30.04.2032. Nach dem Sitzverteilungsverfahren Hare/Niemeyer liegt folgende 
Sitzverteilung sowie –besetzung vor: 
 
CSU:   5 x 6 : 20 = 1,50 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
 
AfD:   1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
GRÜNE:  2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
SPD:   1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
WG Eis-Ltb-Khs: 4 x 6 : 20 = 1,20 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
 
FW Bergkirchen: 2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
WG Bachern:  2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
FW Feldgeding: 2 x 6 : 20 = 0,60 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
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WG Günding/Neuh: 1 x 6 : 20 = 0,30 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Besetzung des Energie- und Wirtschaftsausschusses anhand des 
Sitzverteilungsverfahren Hare/Niemeyer zustimmend zur Kenntnis. Die Sitzverteilung ist wie 
folgt: 
 
CSU: 1 / GRÜNE: 1 / WG Eis-Ltb-Khs: 1 / FW Bergkirchen: 1 / WG Bachern: 1 / FW Feldge-
ding: 1 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

9.4. Bauausschuss 
 
Sachverhalt: 
 
Der beschließende Bauausschuss besteht aus 8 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern und 
der Ersten Bürgermeisterin als Vorsitzenden und der Zweiten Bürgermeisterin/dem Zweiten 
Bürgermeister als stellvertretenden Vorsitzenden für die Wahlzeit vom 01.05.2026 bis 
30.04.2032. Nach dem Sitzverteilungsverfahren Hare/Niemeyer liegt folgende Sitzverteilung 
sowie –besetzung vor: 
 
CSU:   5 x 8 : 20 = 2,00 2 + 0 = 2 Sitze: 2 
 
AfD:   1 x 8 : 20 = 0,40 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
GRÜNE:  2 x 8 : 20 = 0,80 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
SPD:   1 x 8 : 20 = 0,40 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
WG Eis-Ltb-Khs: 4 x 8 : 20 = 1,60 1 + 1 = 2 Sitze: 2 
 
FW Bergkirchen: 2 x 8 : 20 = 0,80 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
WG Bachern:  2 x 8 : 20 = 0,80 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
FW Feldgeding: 2 x 8 : 20 = 0,80 0 + 1 = 1 Sitze: 1 
 
WG Günding/Neuh: 1 x 8 : 20 = 0,40 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Besetzung des Bauausschusses anhand des Sitzverteilungsverfah-
ren Hare/Niemeyer zustimmend zur Kenntnis. Die Sitzverteilung ist wie folgt: 
 
CSU: 2 / GRÜNE: 1 / WG Eis-Ltb-Khs: 2 / FW Bergkirchen: 1 / WG Bachern: 1 / FW Feldge-
ding: 1 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

9.5. Rechnungsprüfungsausschuss 
 
Sachverhalt: 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 5 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern für 
die Wahlzeit vom 01.05.2026 bis 30.04.2032. Nach dem Sitzverteilungsverfahren 
Hare/Niemeyer liegt folgende Sitzverteilung sowie –besetzung vor: 
 
CSU:   5 x 5 : 20 = 1,25 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
 
AfD:   1 x 5 : 20 = 0,25 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
GRÜNE:  2 x 5 : 20 = 0,50 0 + 1 = 1 Sitze: ? 
 
SPD:   1 x 5 : 20 = 0,25 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
WG Eis-Ltb-Khs: 4 x 5 : 20 = 1,00 1 + 0 = 1 Sitze: 1 
 
FW Bergkirchen: 2 x 5 : 20 = 0,50 0 + 1 = 1 Sitze: ? 
 
WG Bachern:  2 x 5 : 20 = 0,50 0 + 1 = 1 Sitze: ? 
 
FW Feldgeding: 2 x 5 : 20 = 0,50 0 + 1 = 1 Sitze: ? 
 
WG Günding/Neuh: 1 x 5 : 20 = 0,25 0 + 0 = 0 Sitze: 0 
 
 
Aufgrund der vorliegenden Pattsituation zwischen GRÜNE, FW Bergkirchen, WG Bachern, FW 
Feldgeding wird für die Vergabe der Ausschusssitze 3-5 auf die bei der Kommunalwahl 2026 
erzielten Wählerstimmen zurückgegriffen. Diese sind wie folgt:   
 
FW Bergkirchen:  9.326 Stimmen 
WG Bachern:   7.435 Stimmen 
FW Feldgeding:  7.064 Stimmen 
GRÜNE:   6.823 Stimmen 
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Auf Grundlage der Wählerstimmenverteilung werden die Ausschusssitze 3 bis 5 den Wähler-
gruppen FW Bergkirchen, WG Bachern und FW Feldgeding zugewiesen. 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Besetzung des Rechnungsprüfungsausschusses anhand des Sitz-
verteilungsverfahren Hare/Niemeyer zustimmend zur Kenntnis. Die Sitzverteilung ist wie folgt: 
 
CSU: 1 / WG Eis-Ltb-Khs: 1 / FW Bergkirchen: 1 / WG Bachern: 1 / FW Feldgeding: 1 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

10. Besetzung von Referaten 
 

10.1. Jugendreferent/in 
 
Sachverhalt: 
 
Auf Vorschlag des Kreisjugendrings wurde am 12.05.2020 das Jugendreferat mit Jugendrefe-
rent und Stellvertretung gebildet. Die Aufgabenschwerpunkte einer gemeindlichen Jugendrefe-
rentin sowie deren Stellvertretung sind wie folgt: 
 

 Bindeglied zwischen Jugendrat und Gemeinderat 
 zentraler Ansprechpartner für den Jugendrat; Weiterleitung von Anliegen an den Ge-

meinderat 
 
In den Gesprächen zwischen der Vorsitzenden und den einzelnen Gemeinderatsmitgliedern hat 
Frau Emma Stremplat ihre Bereitschaft erklärt, die Tätigkeit als Jugendreferentin zu überneh-
men sowie Herr Andreas Kraut als stellvertretender Jugendreferent; dies wurde von der Vorsit-
zenden begrüßt. 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, 
 

1. Frau Emma Stremplat als Jugendreferentin zu bestellen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 20 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:   1 
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Gemeinderatsmitglied Emma Stremplat nahm an der Beratung und Beschlussfassung des Ta-
gesordnungspunktes aufgrund persönlicher Beteiligung nicht teil. 
 
 

2. Herrn Andreas Kraut als stellvertretenden Jugendreferenten zu bestellen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 20 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:   1 

Gemeinderatsmitglied Andreas Kraut nahm an der Beratung und Beschlussfassung des Tages-
ordnungspunktes aufgrund persönlicher Beteiligung nicht teil. 
 
 

10.2. Kulturreferent/in 
 
Sachverhalt: 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 12.05.2020 wurde Frau Edith Daschner aus Bergkirchen als 
Kulturreferentin bestellt, da das Amt im alten Gremium sonst unbesetzt geblieben wäre. Die 
Aufgabenschwerpunkte einer gemeindlichen Kulturreferentin sind wie folgt: 
 

 Gestaltung und Koordination des Kulturprogramms  
 Vertretung der Gemeinde bei KultA8 (WestAllianz)  
 Organisation des Weihnachtsmarkts in der Gemeinde Bergkirchen 

 
Im gemeinsamen Gespräch zwischen der Vorsitzenden und Frau Daschner wurde vereinbart, 
dass das Referentenamt vorrangig einem Mitglied des Gemeinderats zur Verfügung gestellt 
wird; sollte es nicht durch ein Gemeinderatsmitglied besetzt werden, hat sich Frau Daschner 
bereit erklärt, das Ehrenamt weiterhin auszuüben. Frau Daschner hat sich zudem bereit erklärt, 
bei der Übergabe des Kulturreferates zu unterstützen, da es ihr wichtig ist, dass das Kulturan-
gebot in der Gemeinde erhalten bleibt. 
 
In den Gesprächen zwischen der Vorsitzenden und den einzelnen Gemeinderatsmitgliedern hat 
Frau Karin Beittel ihre Bereitschaft erklärt, die Tätigkeit als Kulturreferentin zu übernehmen; dies 
wurde von der Vorsitzenden begrüßt. 
 
Die Vorsitzende bedankt sich bei Frau Daschner für ihre langjährige Tätigkeit als Kulturreferen-
tin und ihren leidenschaftlichen Einsatz für die Kultur in der Gemeinde Bergkirchen. 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, Frau Karin Beittel zur neuen Kulturreferentin zu bestellen und be-
dankt sich bei Frau Edith Daschner für ihre langjährige ehrenamtliche Tätigkeit als Kulturrefe-
rentin der Gemeinde Bergkirchen. 
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Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 20 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:   1 

Gemeinderatsmitglied Karin Beittel nahm an der Beratschlagung und Beschlussfassung des 
Tagesordnungspunktes aufgrund persönlicher Beteiligung nicht teil. 
 
 

10.3. Vereinsreferent 
 
Sachverhalt: 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 26.04.2022 wurde Herr Michael Mayr aus Deutenhausen als 
Vereinsreferent bestellt. Die Aufgabenschwerpunkte eines gemeindlichen Vereinsreferenten 
sind wie folgt: 
 

 Organisatorisches Bindeglied zwischen örtlichen Vereinen und dem Gemeinderat  
 Zentrale/r Ansprechpartner/in; Erfassung und Weiterleitung von Vereinsanliegen an Ge-

meinderat und Verwaltung  
 Koordination praxisorientierter Maßnahmen (z. B. Leitfäden für Veranstaltungen) zur Er-

leichterung der Vorstandsarbeit  
 Förderung des bürgerschaftlichen Engagements; Mitwirkung an Erhalt und bedarfsorien-

tierter Weiterentwicklung des Sportangebots 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, den bisher bestellten Vereinsreferenten, Herrn Michael Mayr wei-
terhin in seinem Ehrenamt zu bestätigen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

11. Bestellung und Vertretung der Mitglieder bei juristischen Personen 
und Organisationen 

 

11.1. Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Wasserversor-
gungsgruppe Oberbachern 

 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde Bergkirchen ist Verbandsmitglied beim Zweckverband der Wasserversorgungs-
gruppe Oberbachern. Der räumliche Wirkungsbereich umfasst für die Gemeinde Bergkirchen 
das Gebiet der früheren Gemeinde Oberbachern (Oberbachern, Unterbachern, Ried, Breiten-
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au). Nach der Verbandssatzung des Zweckverbandes der Wasserversorgungsgruppe Oberba-
chern setzt sich die Verbandsversammlung wie folgt zusammen: 
 
Jedes Verbandsmitglied entsendet in die Verbandsversammlung mindestens einen Verbands-
rat. Die Zahl der Vertreter richtet sich nach der im Gebiet des Verbandsmitgliedes abgenomme-
nen jährlichen Wassermenge, wobei je volle 8.500 m³ das Recht ergeben, jeweils einen Vertre-
ter in die Verbandsversammlung zu entsenden. Die Berechnung wird alle sechs Jahre nach 
dem Durchschnitt der vorausgegangenen drei Jahre neu vorgenommen. Die entsandten Ver-
bandsräte sollen ihren Wohnsitz im jeweiligen Versorgungsgebiet haben.  
 
Die durchschnittlich abgenommene jährliche Wassermenge der Gemeinde Bergkirchen der letz-
ten drei Jahre beträgt 63.068 m³. Somit sind wie in der vorherigen Wahlzeit, sieben Vertreter zu 
entsenden. 
 

Verbandsversammlung  
Zweckverband der Wasserversorgungsgruppe Oberbachern 

Verbandsräte Vertreter 

Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Martin Burgmair, Oberbachern (WG Bachern) Vitalis Glas, Bergkirchen (FW Bergkirchen) 

Martin Doll, Oberbachern (WG Bachern) Gerd Müller, Bergkirchen (FW Bergkirchen) 

  

nicht aus dem Gemeinderat:  

Alexander Trapp, Unterbachern Josef Sedlmeyr sen., Ried 

Josef Märkl sen., Unterbachern Tobias Westenrieder, Feldgeding (FWG Feldgeding) 

Ferdinand Schmid jun., Breitenau Stefan Haas, Bergkirchen (SPD) 

Hubert Hartmann, Ried Tobias Past, Feldgeding (FWG Feldgeding) 

 
Die Erste Bürgermeisterin als sogenanntes geborenes Mitglied ist gesetzmäßige Vertreterin der 
Gemeinde. Der Zweite Bürgermeister ist ebenfalls gesetzmäßig Vertreter der Ersten Bürger-
meisterin, wenn keine andere Entscheidung getroffen wird. 
 
Als Vertreter der Verbandsräte werden unter anderem die Gemeinderatsmitglieder empfohlen, 
welche Wassergast (Bergkirchen, Feldgeding) beim Zweckverband der Wasserversorgungs-
gruppe Oberbachern sind. Die Reihenfolge wurde anhand der erreichten Stimmen bei der Ge-
meinderatswahl vergeben. 
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die folgenden Verbandsräte sowie deren Stellvertretungen in die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Wasserversorgungsgruppe Oberbachern zu 
entsenden: 
 

Verbandsversammlung  
Zweckverband der Wasserversorgungsgruppe Oberbachern 

Verbandsräte Vertreter 

Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Martin Burgmair, Oberbachern (WG Bachern) Vitalis Glas, Bergkirchen (FW Bergkirchen) 

Martin Doll, Oberbachern (WG Bachern) Gerd Müller, Bergkirchen (FW Bergkirchen) 

  

nicht aus dem Gemeinderat:  

Alexander Trapp, Unterbachern Josef Sedlmeyr sen., Ried 
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Josef Märkl sen., Unterbachern Tobias Westenrieder, Feldgeding (FWG Feldgeding) 

Ferdinand Schmid jun., Breitenau Stefan Haas, Bergkirchen (SPD) 

Hubert Hartmann, Ried Tobias Past, Feldgeding (FWG Feldgeding) 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

11.2. Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Wasserversor-
gungsgruppe Sulzemoos-Arnbach 

 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde Bergkirchen ist Verbandsmitglied beim Zweckverband der Wasserversorgungs-
gruppe Sulzemoos-Arnbach. Der räumliche Wirkungskreis für die Gemeinde Bergkirchen um-
fasst Bibereck, Deutenhausen, Eisolzried, Heißhof, Hopfenau, Lauterbach, Palsweis, Priel und 
Rodelzried sowie das Gewerbegebiet an der Autobahn bei Feldgeding. Nach der Verbandssat-
zung des Zweckverbandes der Wasserversorgungsgruppe Sulzemoos-Arnbach setzt sich die 
Verbandsversammlung wie folgt zusammen: 
 
Jedes Verbandsmitglied entsendet in die Verbandsversammlung mindestens einen Verbandsrat 
in der Person der Ersten Bürgermeisterin. Die Zahl der weiteren Vertreter richtet sich nach der 
im Gebiet des Verbandsmitgliedes abgenommenen jährlichen Wassermenge, wobei je volle 
90.000 m³ das Recht ergeben, jeweils einen Vertreter in die Verbandsversammlung zu entsen-
den. Die Berechnung wird alle sechs Jahre nach dem Durchschnitt der vorausgegangenen drei 
Jahre neu vorgenommen. Die entsandten Verbandsräte sollen ihren Wohnsitz im jeweiligen 
Verbandsgebiet haben. 
 
Die durchschnittlich abgenommene jährliche Wassermenge der Gemeinde Bergkirchen der letz-
ten drei Jahre beträgt 226.131 m³. Somit sind neben der Ersten Bürgermeisterin noch zwei (bis-
her drei) weitere Vertreter zu entsenden. Die Abweichung gegenüber der vorherigen Zusam-
mensetzung der Verbandsräte beruht auf der Erhöhung der abgenommenen jährlichen Was-
sermenge (bisher 70.000 m³). Die Höhe der abgenommenen Wassermenge bestimmt das An-
recht auf einen Vertreter; durch die Erhöhung hat sich der Vertretungsanspruch entsprechend 
verändert. 
 

Verbandsversammlung  
Zweckverband der Wasserversorgungsgruppe Sulzemoos-Arnbach 

Verbandsräte Vertreter 

Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Johann Hörmann (WG Eis-Ltb-Khs) Thomas Hörmann (WG Eis-Ltb-Khs) 

Bernhard Fritz (WG Eis-Ltb-Khs) Johann Groß (WG Eis-Ltb-Khs) 

 
Die Erste Bürgermeisterin als sogenanntes geborenes Mitglied ist gesetzmäßige Vertreterin der 
Gemeinde. Der Zweite Bürgermeister ist ebenfalls gesetzmäßig Vertreter der Ersten Bürger-
meisterin, wenn keine andere Entscheidung getroffen wird. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die folgenden Verbandsräte sowie deren Stellvertretungen in die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Wasserversorgungsgruppe Sulzemoos-
Arnbach zu entsenden: 
 

Verbandsversammlung  
Zweckverband der Wasserversorgungsgruppe Sulzemoos-Arnbach 

Verbandsräte Vertreter 

Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Johann Hörmann (WG Eis-Ltb-Khs) Thomas Hörmann (WG Eis-Ltb-Khs) 

Bernhard Fritz (WG Eis-Ltb-Khs) Johann Groß (WG Eis-Ltb-Khs) 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

11.3. Bestellung und Vertretung der Mitglieder bei juristischen Personen 
und Organisationen 

 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde Bergkirchen ist in weiteren juristischen Personen bzw. Organisationen Mitglied. 
Folgende Vertretungen werden bestellt: 
 

Fernwärme Bergkirchen GmbH 
(Anteil 51 % der Gesellschaft) 

Gesellschafterin 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 

Erholungsflächenverein e.V. 

Zwei Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
und 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 
 
Keine Benennung von Stellvertretungen 
erforderlich. 

Regionalentwicklungsverein Dachau AGIL 
Amper-Glonn-Ilm-Land e.V. 

Zwei Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
und 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 
 
Keine Benennung von Stellvertretungen 
erforderlich. 

Regionalentwicklungsverein Dachau AGIL 
Amper-Glonn-Ilm-Land e.V. 
Entscheidungsgremium 

Ein Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
 
Vertretung: 
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Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Verein Dachauer Moos e.V. 

Ein Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
 
Zwei Vertretungen: 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 
Dritter Bürgermeister Johann Groß 

Landschaftspflegeverband Dachau e.V. 

Ein Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
 
Vertretung: 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Europäische Metropolregion München e.V. 

Ein Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
 
Vertretung: 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Planungsverband Äußerer Wirtschafts-
raum München 

Ein Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
 
Vertretung: 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Zweckverband kommunale Verkehrsüber-
wachung Südostbayern 

Ein Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
 
Vertretung: 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Zweckverband WestAllianz München 

Ein Vertreter 
 
Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
 
Vertretung: 
Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Zweckverband WestAllianz München 
Arbeitskreis Bildung & Wirtschaft 

Der Zweckverband WestAllianz wird in 
seiner konstituierenden Sitzung, die bishe-
rigen Strukturen prüfen und gegebenen-
falls Änderungen einführen, sodass die 
Besetzung der Arbeitskreise zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgt. 

Zweckverband WestAllianz München 
Arbeitskreis Wohnform & Bevölkerungs-
entwicklung 

Zweckverband WestAllianz München 
Arbeitskreis Energie & Klimaschutz 

Zweckverband WestAllianz München 
Arbeitskreis Mobilität 

Zweckverband WestAllianz München 
Arbeitskreis Naherholung & Tourismus 

Zweckverband WestAllianz München 
Arbeitskreis Kultur 

Bürgerstiftung Bergkirchen (siehe hierzu Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
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TOP 11.4) (ständiges Mitglied und erste Vorsitzende) 
sowie jeweils das dienstälteste Gemeinde-
ratsmitglied (Beschluss vom 09.02.2011) 
Johann Hörmann 

  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Vertretungen bei den juristischen Personen und Organisatio-
nen wie oben vorgeschlagen, zu berufen und zu bestellen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

11.4. Bürgerstiftung Bergkirchen 
 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat Bergkirchen hat in seiner Sitzung am 13.04.2010 die Errichtung der Bürger-
stiftung Bergkirchen mit der DR Deutsche Stiftungstreuhand AG, Fürth, gemeinsam mit dem 
Konzept Sondervermögen Stiftergemeinschaft der Sparkasse Dachau beschlossen. 
 
Für die Bürgerstiftung Bergkirchen ist ein gesonderter Stiftungsrat einzurichten, der mit bis zu 
sieben Personen zu besetzen ist. Die Aufgabe des Stiftungsrates ist, die mit den auf die Bür-
gerstiftung Bergkirchen entfallenden anteiligen Stiftungserträge zu fördernde Einrichtungen und 
Organisationen und Projekte, zu bestimmen. 
 
In der Sitzung des Gemeinderates am 22.02.2011 hat der Gemeinderat für die Besetzung des 
Stiftungsrates folgenden Grundsatzbeschluss beschlossen:  
 
Ständige Mitglieder des Stiftungsrates sind 
 

 die jeweilige amtierende Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Bergkirchen 
 Vertreter der Sparkasse Dachau (ohne Stimmrecht) 

 
Darüber hinaus werden auf Vorschlag des Gemeinderates noch bis zu fünf Mitglieder in den 
Stiftungsrat berufen.  
 
Die Mitglieder des Stiftungsrates werden auf die Dauer von sechs Jahren (wurde an die Wahl-
zeit des Gemeinderates angeglichen) bestellt. Widerruf und Neubestellung erfolgen durch die 
Gemeinde Bergkirchen und sind zu jeder Zeit möglich. Erste Vorsitzende des Stiftungsrates ist 
die jeweilige Erste Bürgermeisterin. Sie kann eine Vertreterin/einen Vertreter bestellen. 
 
Als Mitglied im Stiftungsrat sind aktuell: 
 

 Vertreter Gemeinde: Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
  (als ständiges Mitglied und Vorsitzende) 
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 Vertreter Sportverein: TSV Bergkirchen/SV Günding - 1. Vorstand 
(Wechsel im drei Jahresturnus) 

 Vertreter Kirche: Pfarrgemeinderatsvorsitzender 
 Vertreter Gewerbeverband: 1. Vorsitzender/2. Vorsitzender 
 Vertreter Gemeinderat: (jeweils dienstältestes Gemeinderatsmitglied) 
 Vertreter Soziales und Kultur: Nachbarschaftshilfe/Kultur und Begegnung - Edith Dasch-

ner 
 Sparkasse Dachau: jeweiliger Leiter der örtlichen Sparkassenfiliale 

Die Sparkasse Dachau bestellt derzeit den jeweiligen Leiter der örtlichen  
 Sparkassenfiliale, Alexander Brunner  
 
Nach dem Zusammenschluss des Gewerbeverbands mit dem Verband von Odelzhausen 
stammt der 1. Vorsitzende aus Odelzhausen. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 
08.10.2019 der Änderung der Grundsatzentscheidung zugestimmt, wonach der Vertreter des 
Gewerbeverbands aus der Vorstandschaft in der Gemeinde Bergkirchen wohnhaft sein soll. 
Derzeit nimmt diese Vertretungsfunktion der 2. Vorsitzende Patrick Kürzl (Günding) wahr. 
 
Bislang waren die Aufgaben Soziales (Nachbarschaftshilfe) und Kultur in einer Person - Frau 
Daschner - vereinigt. Durch die Übernahme der Kulturreferentenfunktion durch Frau Beittel ist 
eine Anpassung der Besetzung der Bürgerstiftung erforderlich. Da die Stiftung über eine feste 
Anzahl an Sitzplätzen verfügt, wird vorgeschlagen, analog zum Vorgehen im Sportverein einen 
turnusgemäßen Wechsel zwischen dem Bereich Soziales und dem Bereich Kultur vorzusehen. 
Der Wechsel soll im einjährigen Rhythmus erfolgen, damit beide Bereiche regelmäßig und 
gleichberechtigt vertreten sind. 
 
Als Mitglied im Stiftungsrat wird somit folgendes vorgeschlagen: 
 

 Vertreter Gemeinde: Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 
  (als ständiges Mitglied und Vorsitzende) 

 Vertreter Sportverein: TSV Bergkirchen/SV Günding - 1. Vorstand 
(Wechsel im drei Jahresturnus) 

 Vertreter Kirche: Pfarrgemeinderatsvorsitzender 
 Vertreter Gewerbeverband: 1. Vorsitzender/2. Vorsitzender 
 Vertreter Gemeinderat: (jeweils dienstältestes Gemeinderatsmitglied) 
 Vertreter Soziales und Kultur: Nachbarschaftshilfe – Frau Edith Daschner 

Kultur und Begegnung – Kulturreferentin (jährlicher Wechsel) 
 Sparkasse Dachau: jeweiliger Leiter der örtlichen Sparkassenfiliale 

Die Sparkasse Dachau bestellt derzeit den jeweiligen Leiter der örtlichen  
 Sparkassenfiliale, Alexander Brunner  
 
Der Wechsel bei den Sportvereinen gestaltet sich wie folgt: Der TSV Bergkirchen übernimmt die 
Periode vom 01.05.2026 bis zum 30.04.2029, der SV Günding folgt im Anschluss vom 
01.05.2029 bis 2032. 
 
Der Wechsel bei den Vertretern Soziales und Kultur gestaltet sich wie folgt: Die Nachbar-
schaftshilfe übernimmt die Jahre 2026, 2028 und 2030, das Kulturreferat übernimmt die Jahre 
2027, 2029 und 2031. 
  
 
 
 
 
 



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
öffentliche und teilweise nicht öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Öffentlicher 
Teil 
am  12.05.2026 

 
 

Seite: 64 

 

Beschluss: 
 

1. Der Gemeinderat beschließt, der neuen Regelung mit den Vertretungen in der Bürger-
stiftung zuzustimmen. Diese ist wie folgt: 

 
 Vertreter Gemeinde: Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner 

  (als ständiges Mitglied und Vorsitzende) 
 Vertreter Sportverein: TSV Bergkirchen/SV Günding - 1. Vorstand 

(Wechsel im drei Jahresturnus) 
 Vertreter Kirche: Pfarrgemeinderatsvorsitzender 
 Vertreter Gewerbeverband: 1. Vorsitzender/2. Vorsitzender 
 Vertreter Gemeinderat: (jeweils dienstältestes Gemeinderatsmitglied) 
 Vertreter Soziales und Kultur: Nachbarschaftshilfe – Frau Edith Daschner 

Kultur und Begegnung – Kulturreferentin (jährlicher Wechsel) 
 Sparkasse Dachau: jeweiliger Leiter der örtlichen Sparkassenfiliale 

Die Sparkasse Dachau bestellt derzeit den jeweiligen Leiter der örtlichen  
 Sparkassenfiliale, Alexander Brunner  

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

2. Der Gemeinderat beschließt, die Bestellung des Gemeinderatsmitglied Johann Hörmann 
als Stiftungsrat.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

11.5. Verwaltungsrat EWG Kommunalunternehmen 
 
Sachverhalt: 
 
Die Mitglieder des Verwaltungsrats und deren Stellvertretungen des Kommunalunternehmen 
EWG Bergkirchen Anstalt des öffentlichen Rechts, werden gemäß der Unternehmenssatzung 
alle sechs Jahre durch den Gemeinderat bestellt. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann 
der Gemeinderat die von ihm bestellten Mitglieder des Verwaltungsrats vorzeitig abberufen. Die 
Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die dem Gemeinderat angehören, endet mit dem 
Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Gemeinderat. Die Mitglieder des 
Verwaltungsrats üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus. Mitglieder 
des Verwaltungsrats können nicht sein: 
 

1. Beamte und leitende oder hauptberufliche Arbeitnehmer des Kommunalunternehmens, 
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2. leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer von juristischen Personen oder sonstigen 
Organisationen des öffentlichen oder privaten Rechts, an denen das Kommunalunter-
nehmen mit mehr als 50 v. H. beteiligt ist; eine Beteiligung am Stimmrecht genügt, 

3. Beamte und Arbeitnehmer der Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittelbar mit Aufgaben 
der Aufsicht über das Kommunalunternehmen befasst sind. 

 
Es wird folgender Verwaltungsrat für das Kommunalunternehmen EWG Bergkirchen Anstalt des 
öffentlichen Rechts vorgeschlagen: 
 

EWG Kommunalunternehmen Anstalt des öffentlichen Rechts  
der Gemeinde Bergkirchen 

Verwaltungsräte Vertreter 

Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner, 
Vorsitzende 

Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Erich Oßwald (CSU) Martin Doll (WG Bachern) 

Johann Groß (WG Eis-Ltb-Khs) Johann Hörmann (WG Eis-Ltb-Khs) 

Vitalis Glas (FW Bergkirchen) Roswitha Göttler (WG Günding/Neuh) 

Tobias Past (FW Feldgeding) Stefan Haas (SPD) 

  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, als Verwaltungsrat für das Kommunalunternehmen EWG Bergkir-
chen Anstalt des öffentlichen Rechts der Gemeinde Bergkirchen:  
 

EWG Kommunalunternehmen Anstalt des öffentlichen Rechts  
der Gemeinde Bergkirchen 

Verwaltungsräte Vertreter 

Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner, 
Vorsitzende 

Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair 

Erich Oßwald (CSU) Martin Doll (WG Bachern) 

Johann Groß (WG Eis-Ltb-Khs) Johann Hörmann (WG Eis-Ltb-Khs) 

Vitalis Glas (FW Bergkirchen) Roswitha Göttler (WG Günding/Neuh) 

Tobias Past (FW Feldgeding) Stefan Haas (SPD) 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

11.6. Behinderten- und Seniorenbeauftragter 
 
Sachverhalt: 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 24.06.2014 wurde Herr Nils Brodd aus Bergkirchen als Behin-
dertenbeauftragter bestellt. Die Aufgabenschwerpunkte eines gemeindlichen Behindertenbeauf-
tragten gliedern sich wie folgt: 
 

 Ansprechpartner für Personen mit Handicap und Angehörige 
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 Beratung der Kommune bei Themen/Fragen zur Barrierefreiheit 
 Öffentlichkeitsarbeit  
 Ansprechpartner für Behindertenbeirat des Landkreises Dachau sowie mit Mitglied im 

Behindertenbeirat des Landkreises Dachau 
 Vernetzung mit Verbänden (z.B. VdK) 

 
Ebenfalls wurde in der Gemeinderatssitzung vom 24.06.2014 Herr Reinhold Heiß aus Deuten-
hausen als Seniorenbeauftragter bestellt. Die Aufgabenschwerpunkte eines gemeindlichen Se-
niorenbeauftragten gliedern sich wie folgt: 
 

 Ansprechpartner für Senioren und Angehörige 
 Beratung der Kommune bei Seniorenbelangen 
 Öffentlichkeitsarbeit für Senioren 
 Ansprechpartner für Seniorenarbeit des Landkreises und Mitglied im Seniorenbeirat 
 Vernetzung mit anderen Organisationen/Verbänden im Landkreis 

 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die bisher bestellten Behinderten- und Seniorenbeauftragten, 
Herrn Nils Brodd und Herrn Reinhold Heiß weiterhin in ihrem Ehrenamt zu bestätigen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

12. Bestellung der Ersten Bürgermeisterin zur Standesbeamtin 
 
Sachverhalt: 
 
Die Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner wird mit sofortiger Wirkung zur Standesbeamtin für 
den Standesamtsbezirk Bergkirchen auf jederzeitigen Widerruf bestellt. Der Aufgabenbereich 
als Standesbeamtin ist auf die Vornahme von Eheschließungen und Begründung von Lebens-
partnerschaften beschränkt (§ 2 Abs. 3 AVPStG – Verordnung zur Ausführung des Personen-
standsgesetzes). 
 
Die notwendige personenstandsrechtliche Kurzschulung wurde bereits in der letzten Amtsperi-
ode, als Zweite Bürgermeisterin besucht.  
  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner mit sofortiger Wirkung zur 
Standesbeamtin für den Standesamtsbezirk Bergkirchen auf jederzeitigen Widerruf zu bestel-
len. Der Aufgabenbereich als Standesbeamtin ist auf die Vornahme von Eheschließungen und 
Begründung von Lebenspartnerschaften beschränkt.  
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Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 20 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:   1 

Erste Bürgermeisterin Dagmar Wagner nahm an der Beratung sowie Beschlussfassung des 
Tagesordnungspunktes aufgrund persönlicher Beteiligung nicht teil. 
 
 

13. Festlegung der Sitzungstermine für 2026 
 
Sachverhalt: 
 
Folgende Sitzungstermine werden für Mai 2026 bis September 2026 vorgeschlagen: 
 

Monat – Jahr 2026 Gemeinderat Bauausschuss 

Mai – Konstituierende Sitzung 12.05.2026  

Juni 09.06.2026 18.06.2026 

Juli 07.07.2026 09.07.2026 

 28.07.2026 30.07.2026 

September 15.09.2026 17.09.2026 

 
Weitere Termine für die Ausschusssitzungen, insbesondere Termine über den September 2026 
hinaus, werden zu einem späteren Zeitpunkt bekannt gegeben. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Sitzungstermine für den Zeitraum Mai 2026 bis September 2026 
zustimmend zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  

 
 

14. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung (öf-
fentlicher Teil) vom 21. April 2026 

 
Der Gemeinderat hat Kenntnis vom Inhalt der Sitzungsniederschrift vom 21.04.2026 (öffentli-
cher Teil) und genehmigt dies vollinhaltlich.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Anwesende: 21 

Ja: 21 

Nein:   0 

Pers. beteiligt:  
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15. Information der Ersten Bürgermeisterin und Anfragen der Mitglie-
der des Gemeinderates 

 
Die Erste Bürgermeisterin richtete eine kurze Ansprache an den neu gewählten Gemeinderat 
sowie an die anwesenden Bürgerinnen und Bürger und an die Verwaltung. 
 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen im Gemeinderat, 
sehr geehrter Zweiter Bürgermeister Martin Burgmair, 
sehr geehrter Dritter Bürgermeister Johann Groß, 
sehr geehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger der Gemeinde Bergkirchen, 
 
heute stehe ich mit großer Dankbarkeit und Freude vor Ihnen als Ihre neue Erste Bürgermeiste-
rin. Herzlichen Glückwunsch an meine neuen Stellvertreter. Und auch herzlichen Glückwunsch 
an alle ehrenamtlichen Amtsinhaber! 
 
Ich danke Ihnen allen für das Vertrauen, das mir geschenkt wurde – und auch das, was Sie mir 
in den nächsten Jahren entgegenbringen werden. Ein Vertrauen, das für mich eine große Ehre 
ist. Es bedeutet aber auch eine Erwartung und eine große Verantwortung, deren ich mich sehr 
bewusst bin. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats, die Bürgerinnen und Bürger unser Gemein-
de haben Ihnen ebenfalls das Vertrauen geschenkt und Sie in dieses Gremium entsendet, um 
die Bürgerinteressen zu vertreten. Wir alle sind nun gemeinsam in der Verantwortung. 
 
Ich bin überzeugt: Eine erfolgreiche Politik für unsere Gemeinde Bergkirchen gelingt nur ge-
meinsam. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit Ihnen allen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen des Gemeinderats. Gemeinsam wollen wir das Beste für unsere Bürgerinnen und Bürger 
erreichen und unsere Gemeinde erfolgreich gestalten. 
 
Jede und jeder von Ihnen bringt unterschiedliche Erfahrungen und Prägungen mit in den Ge-
meinderat. Wir alle sind mit einem klaren Auftrag in dieses kommunale Gremium entsendet 
worden: Um Bürgerinteressen zu vertreten. Unterschiedliche Sichtweisen und Meinungen sind 
eine Chance, denn sie helfen uns, die besten Lösungen für unser Bergkirchen zu finden.  
 
Ich möchte das mit einem sehr guten französischen Apfelwein, dem Cidre vergleichen: Ein gu-
ter Cidre hat bekanntlich Balance, Frische und Charakter. Dieses Ergebnis erreicht man nur 
durch das Zusammenspiel von mehreren und verschiedenen Apfeltypen: Nur mit allen gemein-
sam wird ein harmonisches und qualitativ sehr gutes Ergebnis erzielt. 
 
Erfolgreiche Kommunalpolitik ist also Teamarbeit mit dem Blick auf das bestmöglich zu errei-
chende Ergebnis. 
 
Aber politische Entscheidungen sind nicht immer leicht: Für die beste Lösung wird es sicherlich 
das ein oder andere Mal Priorisierungen und Kompromisse brauchen – oder auch eine gute 
Portion Mut. Mut für Neues oder andere Wege. 
 
Und ich bin mir bewusst, dass Entscheidungen auch auf Kritik stoßen können. Hier sind Trans-
parenz und Offenheit der Schlüssel für Verständnis und Akzeptanz. Als Ihre Bürgermeisterin 
möchte ich gerne daher die Brückenbauerin sein.  
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Bergkirchen ist stark und wir werden gemeinsam in diesem Gremium daran arbeiten, dass es 
so bleibt. 
Ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit Ihnen allen und auch denjenigen, die sich aktiv in 
den vielen Ehrenämtern, zahlreichen Vereinen und auch privat für unser lebens- und liebens-
wertes Bergkirchen einsetzen. Gemeinsam werden wir unsere Gemeinde in den nächsten 6 
Jahren erfolgreich gestalten – zukunftsorientiert, bürgernah und mutig. 
 
Offenheit, Transparenz, Wertschätzung und Respekt, aber auch gesunder Menschenverstand 
und Pragmatismus sollen unsere Arbeit in diesem Gemeinderat prägen.  
 
Ich freue mich auf die Arbeit mit Ihnen allen und auf das, was wir zusammen erreichen werden. 
 
Auf eine erfolgreiche und vertrauensvolle Zusammenarbeit in den nächsten 6 Jahren und auf 
unsere starke Gemeinde Bergkirchen! 
 
Vielen Dank. 
 
 
Dagmar Wagner schließt den öffentlichen Teil der Sitzung und leitet auf den nichtöffentlichen 
Teil über. 
 
 
 
 
 
Dagmar Wagner 
Erste Bürgermeisterin 

 
 
 
 
Ramona Probst 
Schriftführerin 

 


